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KN Nr. 1 Bekanntmachung des Beschlusses 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission über die 104. Ände-
rung der Dienstvertragsordnung 

 Hannove r, den 8. Mai 2023

Nachstehend geben wir den Beschluss der Ar-
beits- und Dienstrechtlichen Kommission vom 
8. September 2022 über die 104. Änderung der 
Dienstvertragsordnung bekannt.

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen

- Geschäftsstelle -

D  r.   G  ä  f  g  e  n  –  T  r  a  c  k

104. Änderung der Dienstvertragsordnung

Vom 8. September 2022

Aufgrund des § 14 Absatz 2 des Kirchengesetzes 
über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsver-
hältnisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im 
kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz-
ARRG-Kirche) vom 12. Dezember 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 156), hat die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission die Dienstvertrags-
ordnung vom 16. Mai 1983 in der Fassung der 
Bekanntmachung der 61. Änderung vom 10. Juni 
2008 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70), zuletzt 
geändert durch die 103. Änderung der Dienstver-
tragsordnung vom 24. November 2022 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 79), wie folgt geändert:

Artikel 1
Änderung der Dienstvertragsordnung 

1. In der Vorbemerkung werden die Wörter 
„Frauen und Männer“ durch die Wörter „alle 
Geschlechter“ ersetzt.

2. § 2 Absatz 8 Sätze 2 und 3 werden auf-
gehoben.

3. § 16 Absatz 1 Nummer 3 wird aufgehoben.
4. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§ 20 

Anerkennung besonderer Treue“.
b) In Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a) Satz 1 wird nach dem 
Wort „enthält“ das Wort „einmalig“ 
und nach dem Wort „Beschäftigungs-

zeit“ die Angabe „im Sinne des § 25 
Nr. 2“ eingefügt.

bb) Das Aufzählungszeichen „a)“ wird ge-
strichen.

cc) Buchstabe b) wird aufgehoben. 
5. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
 „5.1 Die Mitarbeiterin erhält ferner Arbeits-

befreiung unter Fortzahlung des Entgelts
a) bei ihrer kirchlichen Trauung 1 

Arbeitstag
b) bei der Taufe, bei der Konfirmation, 

bei einer entsprechenden kirchlichen 
Feier und bei der kirchlichen Trauung 
ihres Kindes 1 Arbeitstag

c) beim Tode eines Elternteils des Ehe-
gatten, eines Großelternteils, eines 
Stiefelternteils, eines Bruders oder 
einer Schwester 2 Arbeitstage

 2Fällt in den Fällen des Absatzes 5 
Buchstabe a und b der Anlass der 
Freistellung auf einen arbeitsfreien 
Tag, entfällt der Anspruch auf Arbeits-
befreiung.

b) Nummer 6 wird aufgehoben.
6. § 24 wird aufgehoben.
7. § 32 wird aufgehoben.
8. § 35 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „AVR-
EKD“ durch die Angabe „AVR.DD“ er-
setzt.

b) In Absatz 1 werden die Wörter „Arbeits-
vertragsrichtlinien des Diakonischen Wer-
kes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (AVR-EKD)“ durch die Wörter 
„Arbeitsvertragsrichtlinien der Diakonie 
Deutschland (AVR.DD)“ ersetzt und die 
Angabe „AVR-EKD“ wird durch die An-
gabe „AVR.DD“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Änderung der DienstVO tritt am Tag nach 
der Verkündung in Kraft.

H a n n o v e r, den 8. September 2022

Die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission

F r i c k e

(Vorsitzender)

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
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Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Nr. 9 Kirchengesetz über die Bereinigung 
von Regelungen über Genehmigungs-
vorbehalte

Vom 7. Juni 2023 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

Artikel 1
Änderung der Kirchengemeindeordnung

§ 66 der Kirchengemeindeordnung vom 28. April 
2006 (Kirchl. Amtsbl. S. 62), die zuletzt durch Arti-
kel 1 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022 
(Kirchl. Amtsbl. S. 108) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 werden nach dem Wort „aus“ die 
Wörter „den Rechtsvorschriften für die kirch-
liche Bau-, Kunst- und Denkmalpflege oder 
aus“ eingefügt.

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-

ändert:
aa) Der Nummer 2 werden die Wörter „so-

weit es nicht dem Landeskirchlichen 
Archiv zugeführt wird,“ angefügt.

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort 
„Einrichtungen“ die Wörter „, ins-
besondere Kindertagesstätten und 
Friedhöfen,“ eingefügt.

cc) Nummer 4 wird aufgehoben. 
dd) Die Nummern 5 bis 9 werden die 

Nummern 4 bis 8.
ee) Die neue Nummer 7 wird wie folgt 

gefasst: „7. soweit Sakralgebäude, 
denkmalgeschützte Gebäude oder Erb-
baurechte betroffen sind: 
a) Erwerb, Veräußerung oder Be-

lastung von Grundstücken, 
b) Erwerb, Veräußerung oder Än-

derung von grundstücksgleichen 
Rechten an fremden Grund-
stücken,“

ff) Die neue Nummer 8 wird wie folgt ge-
fasst: „8. Verträge über die Nutzung 
kirchlicher Grundstücke zum Abbau 
von Bodenbestandteilen, für die Er-
richtung und den Betrieb von Wind-
energieanlagen und für Freiflächen-
solaranlagen sowie Mietverträge 
für die Errichtung von Mobilfunk-

stationen; der Genehmigungsvorbehalt 
für Verträge über die Nutzung kirch-
licher Grundstücke für Freiflächen-
solaranlagen ist bis zum 30. Juni 2028 
befristet.“

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: „2Das 
Landeskirchenamt entscheidet nach Be-
teiligung des zuständigen Kirchenkreisvor-
standes.“

3. Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
 „(3) Folgende Beschlüsse bedürfen einer Ge-

nehmigung durch den Kirchenkreisvorstand: 
1. Verpachtung von Grundstücken zur land- 

und forstwirtschaftlichen oder gärtne-
rischen Nutzung sowie Vermietung von 
Grundstücken, Gebäuden und Gebäude-
teilen, 

2. Abschluss von Pacht- und Betriebs-
führungsverträgen über Einrichtungen, 
insbesondere Kindertagesstätten und 
Friedhöfe, und wirtschaftliche Unter-
nehmen sowie zu deren Betrieb erlassene 
Ordnungen oder Satzungen,

3. Einräumung von Ansprüchen auf Nutzung 
von Grundstücken, soweit es sich nicht um 
Verträge nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 
handelt, 

4. Einräumung von Baulasten und Dienstbar-
keiten zur grundbuchlichen Sicherung der 
unter Nummer 3 genannten Ansprüche, 

5. Erwerb oder Aufgabe von Rechten an frem-
den Grundstücken mit Ausnahme grund-
stücksgleicher Rechte,

6. Zustimmung zur Übertragung von grund-
stücksgleichen Rechten durch einen Be-
rechtigten auf einen Dritten, 

7. Zustimmung zur Belastung von grund-
stücksgleichen Rechten mit Hypotheken, 
Grund- und Rentenschulden, Reallasten, 
Nießbrauch, Dienstbarkeiten, Wohnungs-
rechten, Vorkaufsrechten und Auflassungs-
vormerkungen durch einen Berechtigten, 

8. Löschung von Hypotheken sowie Grund- 
oder Rentenschulden an fremden Grund-
stücken, 

9. Annahme von Schenkungen, Erbschaften 
oder Vermächtnissen, soweit diese mit 
Auflagen oder Lasten verbunden sind.“

4. Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 4 werden die Wörter „von Drit-

ten“ gestrichen.
b) In Nummer 5 werden die Wörter „Annahme 

von Schenkungen, Vermächtnissen oder 

I. Gesetze und Verordnungen
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Erbschaften, soweit diese mit Auflagen 
oder Lasten verbunden sind,“ gestrichen.

c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 
 „6. Erwerb von Digitalorgeln und Änderung 

von Orgeln, soweit davon keine Orgeln be-
troffen sind, die Denkmalwert haben,“

d) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
 „7. soweit keine Sakralgebäude, denkmal-

geschützte Gebäude oder Erbbaurechte 
(Absatz 2 Nummer 7) betroffen sind:
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung 

von Grundstücken sowie
b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung 

von grundstücksgleichen Rechten an 
fremden Grundstücken.

Artikel 2
Änderung der Kirchenkreisordnung

§ 71 der Kirchenkreisordnung vom 19. Dezember 
2022 (Kirchl. Amtsbl. S. 82) wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 werden nach dem Wort „aus“ die 

Wörter „den Rechtsvorschriften für die kirch-
liche Bau-, Kunst- und Denkmalpflege oder 
aus“ eingefügt.

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) Der Nummer 2 werden die Wörter „soweit 

es nicht dem Landeskirchlichen Archiv 
zugeführt wird,“ angefügt.

b) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 
 „8. soweit Sakralgebäude, denkmal-

geschützte Gebäude oder Erbbaurechte 
betroffen sind: 
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung 

von Grundstücken sowie 
b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung 

von grundstücksgleichen Rechten an 
fremden Grundstücken,“

c) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
 „9. Verträge über die Nutzung kirch-

licher Grundstücke zum Abbau von 
Bodenbestandteilen, für die Er-
richtung und den Betrieb von Wind-
energieanlagen und für Freiflächen-
solaranlagen sowie Mietverträge 
für die Errichtung von Mobilfunk-
stationen; der Genehmigungsvorbehalt 
für Verträge über die Nutzung kirch-
licher Grundstücke für Freiflächen-
solaranlagen ist bis zum 30. Juni 2028 
befristet.“

3. Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 4 werden die Wörter „von Drit-

ten“ gestrichen.
b) Nummer 5 wird gestrichen. 
c) Die Nummern 6 und 7 werden die Num-

mern 5 und 6.

d) Die neue Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
 „6. soweit keine Sakralgebäude, denkmal-

geschützten Gebäude oder Erbbaurechte 
(Absatz 2 Nummer 8) betroffen sind:
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung 

von Grundstücken und grundstücks-
gleichen Rechten sowie 

b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung 
von grundstücksgleichen Rechten an 
fremden Grundstücken.“

Artikel 3
Änderung des Kirchengesetzes über  

öffentlich-rechtliche Gebührenordnungen 
für Tageseinrichtungen für Kinder

§ 1 des Kirchengesetzes über öffentlich-rechtli-
che Gebührenordnungen für Tageseinrichtungen 
für Kinder vom 24. Juni 2001 (Kirchl. Amtsbl.  
S. 100) wird wie folgt geändert:
1. Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
 „3Sie erlässt die Benutzungsordnung als eige-

ne Satzung und legt die Gebühren durch eine 
als Satzung zu erlassende Gebührenordnung 
fest.“

2. Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
 „2Satzungen bedürfen der kirchenaufsicht-

lichen Genehmigung durch den Kirchenkreis-
vorstand.“ 

Artikel 4
Inkrafttreten, Übergangsregelung

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom  
1. Januar 2023 in Kraft.

(2) Genehmigungen, die seit dem 1. Januar 2023 
vom Landeskirchenamt erteilt wurden, blei-
ben unberührt. 

H a n n o v e  r, den 7. Juni 2023

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

M e i s t e r

Nr. 10 Kirchengesetz zur elektronischen 
Kommunikation und Aktenführung 
bei den Kirchengerichten der Kon-
föderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen

Vom 7. Juni 2023 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen:
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Artikel 1
Änderung des Kirchengesetzes über  

den Rechtshof

Das Kirchengesetz über den Rechtshof vom  
28. Juni 2022 (Kirchl. Amtsbl. S. 30) wird wie folgt 
geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu  

§ 80 wie folgt gefasst: „§ 80 Generalver-
weisung; Elektronische Dokumentenüber-
mittlung und Aktenführung“

2. § 80 wird wie folgt gefasst: „§ 80 General-
verweisung; Elektronische Dokumentenüber-
mittlung und Aktenführung
(1) Soweit dieses Kirchengesetz keine Vor-

schriften über das Verfahren enthält, sind 
die im Lande Niedersachsen geltenden 
Vorschriften über das Verfahren vor den 
Gerichten der Verwaltungsgerichtsbar-
keit in der jeweils geltenden Fassung ent-
sprechend anzuwenden.

(2) Die §§ 55a bis 55d der Verwaltungs-
gerichtsordnung sowie § 173 der Zivil-
prozessordnung finden keine Anwendung. 
Die Gliedkirchen der Konföderation kön-
nen gleichlautende Regelungen zur elek-
tronischen Dokumentenübermittlung und 
Aktenführung sowie zum elektronischen 
Formularwesen erlassen.“ 

Artikel 2
Änderung des Kirchengesetzes über 

das Kirchengericht für mitarbeiterver-
tretungsrechtliche Streitigkeiten 

(MVG-Gerichtsgesetz) 

Das Kirchengesetz über das Kirchengericht für mit-
arbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten (MVG-
Gerichtsgesetz) vom 12. Dezember 2019 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 306, 308) wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-

gabe zu § 6 folgende Angabe eingefügt: „§ 6a 
Elektronische Dokumentenübermittlung und 
Aktenführung (zu § 62 MVG.EKD)“

2. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: „§ 6a 
Elektronische Dokumentenübermittlung und 
Aktenführung (zu § 62 MVG.EKD)

§§ 46 c bis 46 g Arbeitsgerichtsgesetz sowie  
§ 173 der Zivilprozessordnung finden auf Verfah-
ren vor dem Kirchengericht keine Anwendung. Die 
Gliedkirchen der Konföderation können gleichlau-
tende Regelungen zur elektronischen Dokumenten-
übermittlung und Aktenführung sowie zum elektro-
nischen Formularwesen erlassen.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. August 2023 
unter der Bedingung in Kraft, dass dieses Kirchen-
gesetz gleichlautend durch die Evangelisch-luthe-
rische Landeskirche in Braunschweig, die Evan-
gelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg und die 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaum-
burg-Lippe beschlossen wird und die Kirchengeset-
ze ebenfalls ein Inkrafttreten zum 1. August 2023 
vorsehen.

H a n n o v e r, den 7. Juni 2023

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

M e i s t e r

Nr. 11 Rechtsverordnung zur Änderung der 
Kandidatenverordnung

Vom 8. Juni 2023

Das Landeskirchenamt hat auf Grund des § 33 
des Kandidatengesetzes vom 26. Oktober 1990 
(Kirchl. Amtsbl. S. 131), das zuletzt durch Artikel 
4 des Kirchengesetzes vom 26. November 2021 
(Kirchl. Amtsbl. S. 143, 145) geändert worden ist, 
mit Zustimmung des Landessynodalausschusses die 
folgende Rechtsverordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Kandidatenverordnung

In § 9 Absatz 4 der Kandidatenverordnung vom  
5. Mai 1988 (Kirchl. Amtsbl. S. 63), die zuletzt 
durch Rechtsverordnung vom 7. Februar 2022 
(Kirchl. Amtsbl. S. 4) geändert worden ist, wird die 
Angabe „200“ durch die Angabe „800“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Juli 2023 in 
Kraft. 

H a n n o v e r, den 8. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

 D r.  S p r i n g e r
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Nr. 12 Ordnung für die Notfallseelsorge in 
der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers

Vom 9. Juni 2023

Präambel

Notfallseelsorge ist ein kirchlich-seelsorglicher 
Dienst für Menschen in besonderen Notlagen. 
Menschen in Notsituationen beizustehen, ist unver-
zichtbarer Bestandteil des christlichen Handelns. 
Sie ist überkonfessionell und begegnet in ökumeni-
scher Offenheit durch Begleitung, Gebet und Ritual 
direkt und indirekt Betroffenen. Kirche nimmt in 
diesem Dienst ihre Mitverantwortung für die Men-
schen, für die Gesellschaft und für das öffentliche 
Leben wahr. Notfallseelsorge ist ökumenisch getra-
gen und achtet die religiöse Selbstbestimmung des 
Gegenübers. Sie handelt im Notfall, ist aber stets 
mit den Gemeindepfarrämtern sowie beteiligten 
Einsatzkräften vernetzt.

§ 1 
Allgemeines

(1) Notfallseelsorge ist Teil der kirchlichen Seel-
sorge. Seelsorgliche Gespräche im Rahmen 
der Notfallseelsorge stehen unter dem Schutz 
der Kirche. 

(2) Die Gemeindepfarrämter wie auch über-
gemeindliche Dienste im Kirchenkreis be-
teiligen sich an der Ruf- und Einsatzbereit-
schaft der Notfallseelsorge und tragen diesen 
Dienst gemeinsam. Die Art und Weise der 
Zusammenarbeit ist in einem Konzept des je-
weiligen Kirchenkreises geregelt. Die Notfall-
seelsorgekonzeption stellt in Notfällen die not-
wendige ständige Erreichbarkeit von Kirche 
sicher.

(3) Die Notfallseelsorge ist Bestandteil der 
Psychosozialen Notfallversorgung (PSNV). Sie 
geht mit ihren Inhalten nicht in der PSNV auf. 

(4) Die Notfallseelsorge wird durch die Rettungs-
leitstelle oder durch die Polizei benachrichtigt. 
Dieses geschieht in Krisensituationen Be-
troffener wie auch nach Unfällen, Bränden 
oder Großschadensereignissen. Der Kirchen-
kreis regelt, wie im Einsatzfall die Ko-
ordination zwischen der Rufbereitschaft der 
Notfallseelsorge und dem örtlich zuständigen 
Gemeindepfarramt im Hinblick auf die Über-
nahme des Einsatzes erfolgt. 

(5) Notfallseelsorge handelt im Akutfall. Eine 
darüberhinausgehende längerfristige Be-
gleitung erfolgt nicht durch die Notfallseel-
sorge selbst.

§ 2 
Trägerschaft

(1) Der Kirchenkreis ist zuständig für die Auf-
stellung eines Notfallseelsorge-Systems. Er 
ist in der Regel Träger des Systems und sorgt 
für den Betrieb. Der Kirchenkreis leitet die 
Notfallseelsorge, steuert den Personaleinsatz 
sowie die Ausgestaltung der Rufbereitschaf-
ten. Er stellt die notwendigen finanziellen 
Mittel zur Verfügung. Befinden sich mehrere 
Kirchenkreise auf dem Gebiet eines Land-
kreises, können sie gemeinsam ein Notfall-
seelsorge-System einrichten. Darüber hinaus 
ist es möglich, ein Notfallseelsorge-System in 
einer ökumenischen Trägerschaft aufzustellen. 

(2) Die Zusammenarbeit mit anderen Trägern ist 
auf regionaler Ebene möglich. Eine derartige 
Zusammenarbeit erfordert eine verbindliche 
Vereinbarung in Schriftform. Kirchliche Inte-
ressen sind zwingend zu wahren. Zur Gewähr-
leistung des Informationsflusses sind diese 
Vereinbarungen der Landeskirche zur Kennt-
nis zu übersenden.  

§ 3 
Kirchenkreisbeauftragte 

(1) Die Superintendentin / der Superintendent be-
stimmt eine Kirchenkreisbeauftragte / einen 
Kirchenkreisbeauftragten für Notfallseelsorge. 

(2) Die / der Kirchenkreisbeauftragte hat folgende 
Aufgaben: 
1.  Organisation und Einsatz der Notfall-

seelsorge im Kirchenkreis oder Kirchen-
kreisverbund in Zusammenarbeit mit der 
zuständigen Superintendentur und dem 
Kirchenkreisvorstand

2.  Begleitung der in der Notfallseelsorge Täti-
gen

3.  Vertretung der Notfallseelsorge auf Ebene 
des Landkreises im Arbeitsfeld der PSNV 
und des Katastrophenschutzes

4.  Vermittlung von Fortbildungsangeboten an 
die Mitarbeitenden in der Notfallseelsorge

5.  Regelmäßige Kontaktpflege zu den 
Sprengelbeauftragten Notfallseelsorge und 
den zuständigen Mitarbeitenden im Zent-
rum für Seelsorge und Beratung

6.  Regelmäßige Kontaktpflege zu dem regio-
nal zuständigen Rettungsdienst, der Feuer-
wehr und der Polizei. 

7. Vertretung des Kirchenkreises auf den 
Sprengelkonferenzen Notfallseelsorge

8.  Bereitschaft zur eigenen kontinuierlichen 
Fortbildung im Bereich PSNV und Notfall-
seelsorge 
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(3) Die / Der Kirchenkreisbeauftragte soll 
aus dem Kreis der Hauptamtlichen eines 
Kirchenkreises bestimmt werden. Bei der 
Auswahl der Kirchenkreisbeauftragten sind 
die Sprengelbeauftragten einzubeziehen.

§ 4 
Mitarbeitende in der Notfallseelsorge

(1) Alle Mitarbeitenden in der Notfallseelsorge im 
beruflichen und ehrenamtlichen Dienst müs-
sen für die Arbeit persönlich und fachlich ge-
eignet sein. 

(2) Ordinierte Pastorinnen und Pastoren aus dem 
Gemeindedienst und den übergemeindlichen 
Diensten arbeiten im Rahmen ihres Seelsorge-
auftrags in der Notfallseelsorge mit.

(3) Andere kirchlich Mitarbeitende sind für die 
Mitarbeit in der Notfallseelsorge entsprechend 
den Regelungen des Seelsorgegeheimnis-
gesetzes (SeelGG) gesondert zu beauftragen.

(4) Ehrenamtlich Mitarbeitende sind nach erfolg-
reicher Ausbildung entsprechend den Rege-
lungen des SeelGG ebenfalls zur Mitarbeit 
zu beauftragen. Die Beauftragung soll für 
eine Dauer von jeweils sechs Jahren aus-
gesprochen werden, die Verlängerung der Be-
auftragung ist möglich.

(5) Mitarbeitende in der Notfallseelsorge müssen 
Mitglied einer Kirche sein, die ihrerseits Voll-
mitglied in der Arbeitsgemeinschaft christ-
licher Kirchen (ACK) ist.

(6) Das Mindestalter für die Mitarbeit soll bei 
25 Jahren liegen. Die Mitarbeit endet mit der 
Vollendung des 75. Lebensjahres.

(7) Ein Ausschlusskriterium für die Mitarbeit 
liegt dann vor, wenn jemand einem Beruf 
nachgeht, durch den es zu wirtschaftlichen 
oder inhaltlichen Interessenkonflikten mit 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit in der Notfall-
seelsorge kommen kann. 

§ 5 
Ausbildung der Mitarbeitenden

(1) An der Mitarbeit interessierte Ehrenamtliche 
führen zunächst ein Eignungsgespräch mit 
der / dem zuständigen Kirchenkreisbeauf-
tragten oder der zuständigen Systemleiterin / 
dem zuständigen Systemleiter. Es steht einem 
Notfallseelsorgesystem frei zu entscheiden, ob 
die Mitarbeit von Ehrenamtlichen möglich ist 
oder nicht. Keine ehrenamtliche Interessen-
tin / kein ehrenamtlicher Interessent hat das 
Recht, eine Mitarbeit einzufordern. Auch die 
Teilnahme an NFS- oder PSNV-Ausbildungs-
gängen berechtigt nicht zur Mitarbeit. 

(2) Ehrenamtlich Mitarbeitende in der Notfall-
seelsorge werden auf Ebene der Landeskirche 
ausgebildet. Andere Ausbildungsgänge in 
externen Landeskirchen oder Bistümern be-
rechtigen nach Absprache und Einzelfall-
prüfung zur Mitarbeit. Seelsorgeaus- oder 
Fortbildungen in anderen Bereichen können 
als Teilqualifizierung für die Mitarbeit an-
erkannt werden.

(3) Bei den kirchlichen Berufsgruppen, die eine 
Seelsorgeausbildung durchlaufen haben, ist 
eine sofortige Mitarbeit in der Notfallseel-
sorge möglich. Darüber hinaus können sie auf 
Wunsch an Qualifizierungskursen für beruf-
lich Mitarbeitende teilnehmen.

(4) Für alle Fragen der Aus-, Fort- und Weiter-
bildung sind die jeweiligen Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner des Zent-
rums für Seelsorge und Beratung zuständig. 

(5) Praktika und Hospitation bei Notfallseel-
sorgeeinsätzen sind grundsätzlich nicht mög-
lich. Nach absolvierter Ausbildung und 
Beauftragung reflektieren ehrenamtlich Mit-
arbeitende im ersten Jahr ihrer Mitarbeit ihre 
Einsätze in der Notfallseelsorge mit einer er-
fahrenen Mitarbeiterin / einem erfahrenen 
Mitarbeiter der Notfallseelsorge.  

(6) Mitarbeitende in der Notfallseelsorge müs-
sen vor Beginn der Mitarbeit ein erweitertes 
polizeiliches Führungszeugnis vorlegen. Die-
ses ist nach dem Ablauf von 5 Jahren zu er-
neuern. Die Kosten für das Führungszeugnis 
trägt der Kirchenkreis.

§ 6 
Beauftragung und Einführung der 
privatrechtlich Beschäftigten und 

ehrenamtlich Mitarbeitenden

(1) Sowohl privatrechtlich kirchlich beschäftigte 
Mitarbeitende in der Notfallseelsorge als 
auch alle ehrenamtlich Mitarbeitenden müs-
sen schriftlich für ihre Mitarbeit beauftragt 
werden. Sie sollen im Rahmen eines Gottes-
dienstes in den Dienst eingeführt werden.

(2) Für die ehrenamtlich Mitarbeitenden muss 
die Superintendentur des jeweiligen Kirchen-
kreises eine Personalkartei führen. Diese ent-
hält mindestens die entsprechenden Quali-
fikationsnachweise, die aktuell geltende 
Beauftragung zur Mitarbeit sowie - bei Ein-
willigung - das erweiterte Führungszeugnis 
oder - bei fehlender Einwilligung - eine Notiz 
über das erweiterte Führungszeugnis mit fol-
genden Informationen: Der Tatsache, dass 
Einsicht genommen wurde, dem Datum des 
Führungszeugnisses sowie darüber, ob eine 
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Person wegen einer Straftat nach § 72a Abs. 1 
Satz 1 SGB VIII rechtskräftig verurteilt wurde.  

§ 7 
Zentrum für Seelsorge und Beratung

(1) Durch das Zentrum für Seelsorge und Be-
ratung werden alle landeskirchenweiten Aus- 
und Fortbildungen für die Notfallseelsorge 
konzipiert, organisiert und durchgeführt.

(2) Die / der landeskirchliche Beauftragte für 
NFS ist mit Dienstsitz dem Zentrum für Seel-
sorge und Beratung zugeordnet, hier liegt auch 
die Dienstaufsicht. Die Fachaufsicht wird 
durch das Landeskirchenamt wahrgenommen. 
Die / der landeskirchliche Beauftragte ist zu-
ständig für die Arbeitsstandards innerhalb der 
Notfallseelsorge sowie für alle grundsätzlichen 
Fragen der Aus-, Fort- und Weiterbildung. Sie 
/ er leitet die regelmäßige Dienstkonferenz für 
Notfallseelsorge auf landeskirchlicher Ebene. 
Sie / er vertritt die Landeskirche in den ent-
sprechenden kirchlichen und staatlichen Gre-
mien, in denen Inhalte und Belange von PSNV 
und Notfallseelsorge verhandelt werden. Sie / 
er hält direkten Kontakt zur Kirchenleitung, 
den Sprengeln, zu den Kirchenkreisen und 
insbesondere zu den Sprengelbeauftragten. 
Sie / er hat in den Sprengelkonferenzen sowie 
Kirchenkreiskonferenzen für NFS ein Gast-
recht. Sie / er arbeitet in den übergeordneten 
Arbeitsbereichen des ZfSB mit. Die / der 
landeskirchliche Beauftragte steht den 
Kirchenkreisen und Sprengeln in einer Groß-
schadenslage als zusätzliche Führungskraft 
zur Verfügung. Sie / er informiert und berät 
die Kirchenleitung in einer Großschadenslage 
und Katastrophenschutzfall. Näheres regelt 
die jeweilige Dienstbeschreibung.

(3) Die Sprengelbeauftragten für Notfallseel-
sorge sind mit einem Stellenanteil dem Zen-
trum für Seelsorge und Beratung zugeordnet. 
Die Dienstaufsicht liegt bei den jeweils zu-
ständigen Superintendenturen, die Fach-
aufsicht über den Stellenanteil liegt beim 
Landeskirchenamt. Die Sprengelbeauftragten 
halten Kontakt zu den Kirchenkreisen in 
ihrem Sprengel. Sie begleiten insbesondere 
auch einzelne Mitarbeitende, falls diese Be-
gleitung nicht durch die Kirchenkreise ge-
währleistet werden kann. Sie beraten die 
Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe. 
Sie stehen den Kirchenkreisen als weite-
re Führungskraft in größeren Schadenslagen 
zur Verfügung. Sie haben im Rahmen des 
Themenfeldes Notfallseelsorge ein Gastrecht 
in den Kirchenkreiskonferenzen. Sie halten 

Kontakt zur / zum landeskirchlichen Beauf-
tragten für Notfallseelsorge und beraten sie / 
ihn in inhaltlichen Fragen. Näheres regelt die 
jeweilige Dienstbeschreibung. 

 Die Sprengelbeauftragten für Notfallseelsorge 
werden vom Landeskirchenamt unter Ein-
beziehung der Regionalbischöfinnen und -bi-
schöfe und der / des landeskirchlichen Beauf-
tragten ernannt.

(4) Die Kirchenkreise und Notfallseelsorge-
Systeme haben einen Anspruch auf die Be-
ratung durch das Zentrum für Seelsorge und 
Beratung in allen fachlichen und inhaltlichen 
Fragen. Diese Beratung findet durch die / den 
landeskirchlichen Beauftragten und / oder die 
Sprengelbeauftragten statt.

(5) Landeskirchenweite Angebote für die Aus-, 
Fort- und Weiterbildung im Bereich der Not-
fallseelsorge werden durch das Zentrum für 
Seelsorge und Beratung konzipiert und durch-
geführt. Die Angebote sollen in den ver-
schiedenen Regionen der Landeskirche verortet 
sein. Eine regionale Kooperation mit einzelnen 
Kirchenkreisen ist anzustreben. Die Durch-
führung und Organisation der Veranstaltungen 
liegen bei der / dem landeskirchlichen Beauf-
tragten sowie bei den Sprengelbeauftragten.

§ 8 
Begleitung und Supervision

Alle in der Notfallseelsorge Tätigen haben einen 
Anspruch auf die Begleitung ihrer Arbeit. Die-
se kann durch die Kirchenkreisbeauftragten, die 
Sprengelbeauftragten oder die landeskirchliche 
Beauftragte / den landeskirchlichen Beauftragten 
erfolgen. Darüber hinaus besteht grundsätzlich der 
Anspruch auf und die Pflicht zur Supervision. Die 
Kosten für eine angeordnete Supervision trägt der 
zuständige Kirchenkreis / das zuständige Notfall-
seelsorge-System.  Des Weiteren gelten die Super-
visionsrichtlinien der Landeskirche. 

§ 9 
Verschwiegenheit 

Notfallseelsorge ist Teil der kirchlichen Seelsor-
ge. Der Schutz der Verschwiegenheit ist vollumfäng-
lich zu gewährleisten. Protokolle von Gesprächen 
sind ausschließlich anonymisiert zu verfassen. Die 
Mitarbeitenden halten sich jederzeit an das Seel-
sorgegeheimnisgesetz.

§ 10 
Kirchliches Handeln in Katastrophen  

Im Katastrophenfall arbeiten kirchliche Institu-
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tionen und staatlichen Institutionen eng zusam-
men. Die Arbeit der Notfallseelsorge wird sich im 
Katastrophenfall an den Erfordernissen orientieren 
und arbeitet im erforderlichen Fall weisungsgebun-
den. Näheres regelt die kirchliche Ordnung für den 
Katastrophenschutz.

§ 11 
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 9. Juni 
2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 9. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

 D r.  S p r i n g e r

Nr. 13 Nr. 13 Ordnung für das Zentrum für 
Seelsorge und Beratung in der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers (ZfSB) 

Vom 14. Januar 2014, neugefasst am 9. Juni 2023

Präambel

Mit dem Zentrum für Seelsorge und Beratung in 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers (ZfSB) qualifiziert und berät die Landes-
kirche beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende 
für die seelsorgliche und beraterische Arbeit in 
den Kirchengemeinden und in anderen kirchlichen 
Handlungsfeldern. Zugleich werden die Seelsor-
ge- und Beratungsfelder konzeptionell weiterent-
wickelt und miteinander vernetzt. Das Zentrum für 
Seelsorge und Beratung hat den Charakter eines 
Fachinstituts, welches den Fachdiskurs innerhalb 
der Landeskirche sowie in den Bezügen der EKD 
gestaltet. 

Dadurch werden Seelsorge und Beratung als 
Grunddimensionen kirchlichen Handelns gestärkt 
und profiliert. 

Zur Erfüllung seiner Aufgabe sucht das ZfSB das 
interdisziplinäre Gespräch mit Einrichtungen, Ver-
bänden und Forschungsstätten, die in Praxis und 
Theorie mit seelsorge- und beratungsrelevanten 
Fragestellungen der Human- und Sozialwissen-
schaften befasst sind.

§ 1
Rechtsstellung

Das ZfSB ist eine rechtlich unselbstständige Ein-
richtung der Landeskirche. Es wird geleitet durch 
die Direktorin oder den Direktor. Es untersteht der 

Aufsicht des Landeskirchenamtes. 

§ 2
Aufgaben

Das ZfSB hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Es entwickelt und organisiert auf dem Ge-

biet der verschiedenen seelsorglichen und 
beraterischen Arbeitsfelder Qualifizierungs-
angebote durch Aus-, Fort- und Weiterbildung 
für beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers.

2. Es bietet Kirche, Diakonie und Gesellschaft 
fachliche Beratung in Fragen von Seelsorge, 
Beratung, Supervision und Coaching.

3. Es reflektiert die für Seelsorge, Beratung, 
Supervision und Coaching relevanten ge-
sellschaftlichen und kirchlichen Ver-
änderungsprozesse und nutzt diese für die 
konzeptionelle Weiterentwicklung von Seel-
sorge, Beratung, Supervision und Coaching.

4. Es bietet beruflich und ehrenamtlich Täti-
gen in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 
differenzierte Möglichkeiten, Seelsorge, Be-
ratung, Supervision und Coaching in An-
spruch zu nehmen.   

5. Es nimmt am Fachdiskurs innerhalb der 
Landeskirche sowie in den Bezügen der EKD 
teil. Der Fachdiskurs wird zudem in Publika-
tionen, Fachtagungen sowie durch die Teil-
nahme und Ausrichtung von Kongressen auf-
genommen und mitgestaltet. 

6. Öffentlichkeitsarbeit 

§ 3
Direktorat

(1) Das Landeskirchenamt bestellt eine Pastorin 
oder einen Pastor als Direktorin oder Direktor 
für das ZfSB.

(2) Die Direktorin oder der Direktor leitet das 
ZfSB und führt die Geschäfte.

(3) Der Direktorin oder dem Direktor obliegt ins-
besondere:

1. die Entwicklung von Konzepten für Seel-
sorge, Beratung, Supervision und Coaching

2. die Organisation, Koordination und Be-
darfsplanung der Aus-, Fort- und Weiter-
bildungsangebote nach Maßgabe der Be-
schlüsse des Kuratoriums

3. die Erstellung eines Haushaltsplanent-
wurfs nach Maßgabe des landeskirch-
lichen Rechts in Zusammenarbeit mit dem 
Landeskirchenamt, Referat Seelsorge

4. die Erstellung von Entwürfen für Honorar- 
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und Entgeltregelungen für Referentinnen 
und Referenten sowie Supervisorinnen, 
Supervisoren und Coaches und die Nutze-
rinnen und Nutzer der Angebote des ZfSB 
unter Beachtung der landeskirchlichen 
Bestimmungen und unter Vorlage ent-
sprechender Kalkulationen

5. die Wahrnehmung der Dienstaufsicht über 
die Mitarbeitenden des ZfSB und über die 
dem ZfSB für die jeweiligen Felder in Seel-
sorge, Beratung, Supervision und Coaching 
zugewiesenen Beauftragten

6. die Begründung und die Beendigung von 
Beschäftigungsverhältnissen im Rahmen 
des Stellenplans, soweit dies nicht dem 
Kuratorium oder dem Landeskirchenamt 
vorbehalten ist

7. die Führung der Jahresgespräche mit den 
Mitarbeitenden des ZfSB und den zu-
gewiesenen Beauftragten

8.  die laufende Verantwortung über die jähr-
lichen Haushaltsbudgets des ZfSB 

(4)  Die Direktorin oder der Direktor legt dem 
Kuratorium einmal jährlich einen Tätigkeits-
bericht vor.

§ 4
Fachbereiche, Fachstellen und 

Arbeitsfelder

(1)  Zum ZfSB gehören Fachbereiche, Fachstellen 
und Arbeitsfelder der Seelsorge, Beratung, 
Supervision und Coaching sowie deren lei-
tende Mitarbeitende und Beauftragte. Aus-
richtung und Aufgaben werden im Folgenden 
beschrieben.

Fachbereiche

Das ZfSB hält vier grundständige Seelsorgeausbil-
dungen vor, die Fortbildungsarbeit der Psychologi-
schen Beratung und die Seelsorgeausbildung für eh-
renamtlich Tätige. Diese Fachbereiche organisieren 
und führen Qualifizierungskurse für eine seelsorgli-
che oder beraterische Tätigkeit durch. Sie verantwor-
ten, dass ausreichend Fachpersonal für Seelsorge, 
Beratung, Supervision und Coaching zur Verfügung 
steht. Dies geschieht in enger Abstimmung mit dem 
Direktorat des ZfSB und den Referaten 32 und 36 
des Landeskirchenamtes. Die Fachbereiche werden 
durch Fachleitungen in den Gremien des ZfSB ver-
treten. Den Fachleitungen obliegt die Aufgabe in 
Absprache mit der Direktorin/dem Direktor und dem 
Landeskirchenamt, die Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung im zugewiesenen Fachbereich zu planen und 
deren Durchführung zu gewährleisten, Theorie und 
Praxis von Seelsorge und Beratung, Supervision und 

Coaching im jeweiligen Fachbereich zu reflektieren 
und weiterzuentwickeln.

1. Klinische Seelsorgeausbildung 
2. Personzentrierte Seelsorge 
3. Psychologische Beratung
4. Seelsorgeausbildung für ehrenamtlich Tätige
5. Systemische Seelsorge
6. Tiefenpsychologisch orientierte Seelsorge

Fachstellen

Das ZfSB hält die Arbeitsbereiche Koordination von 
Supervision und Coaching, Pastoralpsyschologischer 
Dienst in den sechs Sprengeln der Landeskirche und 
die Psychologische Beratung mit ihrer jeweiligen Ex-
pertise für die Landeskirche als fachliche Anlaufstel-
len vor. Diese drei Fachstellen sichern, unterstützen 
und gewährleisten die Qualität der durch sie verant-
worteten Beratungsformate und tragen dadurch zur 
Weiterentwicklung kirchlicher Arbeit bei. 

1. Fachstelle zur Koordination von Supervision 
und Coaching

2. Fachstelle des Pastoralpsychologischen 
Dienstes in den Sprengeln der Landeskirche

3. Fachstelle der Psychologischen Beratung (Le-
bens-, Familien- und Erziehungsberatung)

Arbeitsfelder

Die Arbeitsfelder der Seelsorge und Beratung 
entwickeln gemeinsam Themen und bieten speziel-
le Fortbildungen sowie vernetzende Angebote in 
ihrem jeweiligen Feld an. Sie arbeiten aufeinander 
bezogen und multiprofessionell. Inhaltliche Be-
darfsplanung und -entwicklung, Beobachtung ge-
sellschaftlicher und theologischer Themen gehören 
zu ihren gemeinsamen Aufgaben.

1. Altenseelsorge
2. Digitale Seelsorge und Beratung
3. Flughafenseelsorge
4. Gefängnisseelsorge
5. Hospiz- und Palliativseelsorge
6. Krankenhausseelsorge
7. Notfallseelsorge
8. Queersensible Seelsorge und Beratung 
9. Seelsorge und Beratung für Menschen mit 

Sinneseinschränkungen (Blinden- und Taub-
blindenseelsorge, gebärdensprachliche Seel-
sorge, Schwerhörigenseelsorge)

10. Telefonseelsorge
(2) Das Landeskirchenamt kann dem ZfSB weitere 

Einrichtungen, Fachbereiche und Fachstellen 
sowie Arbeitsfelder und Beauftragte zuweisen.
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§ 5
Geschäftsstelle

Das ZfSB unterhält eine Geschäftsstelle. Das Lan-
deskirchenamt kann eine andere kirchliche Verwal-
tungsstelle mit der Geschäftsführung beauftragen.

§ 6
Kuratorium

(1) Das Kuratorium hat die Aufgabe, die Arbeit 
des ZfSB sowohl inhaltlich als auch organisa-
torisch zu begleiten und Anregungen für die 
Ausrichtung der Arbeit zu geben. Das Kura-
torium nimmt im Auftrag des Landeskirchen-
amtes die Befugnisse der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche Hannovers als Träger des 
ZfSB wahr, soweit sich das Landeskirchenamt 
diese nicht vorbehält. Insbesondere behält sich 
das Landeskirchenamt die Haushaltsplanung 
des ZfSB vor sowie die Koordination und Zu-
ständigkeit bei der personellen und finanziellen 
Planung und Durchführung von Aus-, Fort- und 
Weiterbildungsangeboten einschließlich eines 
internen Kontrollsystems zur Absicherung von 
vermögens- und zahlungsrelevanten Prozessen 
und zur Überwachung von deren ordnungs-
gemäßer und wirtschaftlicher Bearbeitung. 

(2)  Zu den Aufgaben des Kuratoriums gehören 
insbesondere 
1. der Beschluss über die Grundsätze der 

Arbeit des ZfSB
2. die Beratung bei der inhaltlichen Pla-

nung von Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
angeboten

3. die Beratung des Tätigkeitsberichts der Di-
rektorin oder des Direktors 

4. die Haushaltsberatung und die Beratung 
des Stellenplanentwurfes des ZfSB auf-
grund der Vorlage der Direktorin oder des 
Direktors vorbehaltlich der Genehmigung 
durch das Landeskirchenamt 

5. Die Kenntnisnahme der Jahresrechnung 
des ZfSB

§ 7 
Zusammensetzung und Sitzungen des 

Kuratoriums

(1) Dem Kuratorium gehören an:
1. eine geistliche Vertreterin oder ein geist-

licher Vertreter des Landeskirchenamtes 
als Vorsitzende oder Vorsitzender

2. eine rechtskundige Vertreterin oder ein 
rechtskundiger Vertreter des Landes-
kirchenamtes als stellvertretende Vor-
sitzende oder stellvertretender Vorsitzender

3. ein Mitglied der Landessynode
4. ein Mitglied des Bischofsrates
5. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Dia-

konischen Werkes in Niedersachsen e.V. 
(DWiN) und

6. bis zu fünf weitere Mitglieder, die in Fra-
gen von Seelsorge, Beratung, Supervision 
und Coaching sachkundig sind.

 Für jedes stimmberechtigte Mitglied mit Aus-
nahme der Mitglieder nach Satz 1 Nummern 1 
und 2 wird eine Stellvertreterin oder ein Stell-
vertreter benannt. Die Mitglieder nach Satz 1 
Nummern 1 und 2 beruft das Landeskirchenamt 
auf unbestimmte Zeit. Das Mitglied nach Satz 
1 Nummer 3 wird auf Vorschlag der Landes-
synode aus der Mitte der Synode für die Dauer  
der Amtszeit der Landessynode berufen. Das 
Mitglied nach Satz 1 Nummer 4 beruft das 
Landeskirchenamt auf Vorschlag des Bischofs-
rates für die Dauer von sechs Jahren. Die Mit-
glieder nach Satz 1 Nummern 5 und 6 beruft das 
Landeskirchenamt (z.B. auf Vorschlag anderer 
Gremien oder Personen) für die Dauer von sechs 
Jahren. Eine erneute Berufung ist zulässig.

(2) An den Sitzungen des Kuratoriums nimmt die 
Direktorin oder der Direktor beratend teil; 
das Kuratorium kann deren oder dessen Teil-
nahme für einzelne Beratungsgegenstände 
ausschließen. Weitere Personen können mit 
beratender Funktion zu bestimmten Sitzun-
gen oder bestimmten Tagesordnungspunkten 
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
des Kuratoriums eingeladen werden.

(3) Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte seiner Mitglieder zur Sit-
zung anwesend ist, darunter ein Mitglied nach 
Absatz 1 Nummern 1 und 2. Beschlüsse des 
Kuratoriums bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Stimmenmehrheit der anwesenden Mit-
glieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds.

(4) Das Kuratorium kann Ausschüsse bilden.
(5) Die Beschlüsse des Kuratoriums sind in einer 

Niederschrift festzuhalten.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 9. Juni 
2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 9. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

 D r.  S p r i n g e r
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II. Verfügungen

Nr. 14 Zusammenlegung der evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinden Doll-
bergen-Schwüblingsen, Hänigsen-
Obershagen und Uetze (Kirchenkreis 
Burgdorf)

Urkunde

Gemäß § 5 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung 
ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Dollbergen-Schwüblingsen in Uetze, die Evan-
gelisch-lutherische Kirchengemeinde Hänigsen-
Obershagen in Uetze und die Evangelisch-luthe-
rische St.-Johannes-der-Täufer-Kirchengemeinde 
Uetze in Uetze (Kirchenkreis Burgdorf) werden zur 
„Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde An 
Aue und Fuhse“ in Uetze zusammengelegt. Diese 
ist Rechtsnachfolgerin der nach Satz 1 zusammen-
gelegten Kirchengemeinden.

§ 2

Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstän-
de werden Mitglieder des Kirchenvorstandes der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde An 
Aue und Fuhse. Der unbesetzte Sitz im Kirchen-
vorstand der Evangelisch-lutherischen St.-Johan-
nes-der-Täufer-Kirchengemeinde Uetze geht nicht 
in den Gesamtkirchenvorstand über. Im Fall des 
Ausscheidens eines gewählten oder berufenen Kir-
chenvorstandsmitglieds findet weder eine Nach-
wahl noch eine Nachberufung statt, es sei denn, 
dass die Zahl von 15 gewählten und berufenen 
Kirchenvorstandsmitgliedern unterschritten wird. 
Sinkt diese Zahl unter 20, kann der Kirchenvor-
stand entscheiden, ob er Gemeindemitglieder zur 
Nachberufung vorschlägt.

§ 3

Die I. Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen 
St.-Johannes-der-Täufer-Kirchengemeinde Uetze 
wird I. Pfarrstelle, die I. Pfarrstelle der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Hänigsen-Obersha-
gen wird III. Pfarrstelle und die II. Pfarrstelle der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Hä-
nigsen-Obershagen wird IV. Pfarrstelle der Evange-
lisch-lutherischen Kirchengemeinde An Aue und 
Fuhse. Die II. Pfarrstelle der Evangelisch-luthe-
rischen St.-Johannes-der-Täufer-Kirchengemeinde 
Uetze und die Pfarrstelle der Evangelisch-lutheri-

schen Kirchengemeinde Dollbergen-Schwüblings-
en werden zu einer Pfarrstelle mit vollem Dienst-
umfang zusammengelegt, diese wird II. Pfarrstelle 
der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde 
An Aue und Fuhse.

§ 4

(1) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Dollbergen-
Schwüblingsen (Dotation Küsterei) gehen die 
folgenden Grundstücke auf die Evangelisch-
lutherische Kirchengemeinde An Aue und 
Fuhse in Uetze (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Schwüblingsen 314 Schwüblingsen 2 16 0,9545

Schwüblingsen 314 Schwüblingsen 1 121/1 0,0180

Schwüblingsen 314 Schwüblingsen 3 31/9 0,2349

Schwüblingsen 314 Schwüblingsen 3 32/12 0,1913

Dollbergen 1108 Dollbergen 2 53 0,5515

Dollbergen 1108 Dollbergen 1 95 1,1511

(2) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Dollbergen-
Schwüblingsen (Dotation Küsterei), im Grund-
buch ohne Dotation eingetragen, gehen die 
folgenden Grundstücke auf die Evangelisch-
lutherische Kirchengemeinde An Aue und 
Fuhse in Uetze (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Dollbergen 889 Dollbergen 1 217/111 0,7875

Dollbergen 889 Dollbergen 1 217/121 0,2773

Dollbergen 982 Dollbergen 1 207/1 0,0117

Dollbergen 982 Dollbergen 1 183/19 0,3065

§ 5

(1) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Hänigsen-
Obershagen (Dotation Kirche), im Grundbuch 
als „Ev.-luth. Kirchengemeinde Hänigsen 
(Kirche)“ bezeichnet, gehen die folgenden 
Grundstücke auf die Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde An Aue und Fuhse in Uetze 
(Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Hänigsen 2359 Hänigsen 7 175/1 0,0241

Hänigsen 2359 Hänigsen 7 174/7 0,0053

Obershagen 503 Obershagen 4 544 0,1840

Obershagen 503 Obershagen 4 545 0,0160

Obershagen 503 Obershagen 5 77/29 0,5000
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Mit Anordnung vom 17. Dezember 1998 ist die 
Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Hänigs-
en in „Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Hänigsen-Obershagen“ umbenannt worden.

(2) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Hänigsen-Obers-
hagen (Dotation Küsterei), im Grundbuch als 
„Ev.-luth. Kirchengemeinde Hänigsen (Küs-
terei)“ und als „Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Hänigsen (Küsterei Obershagen)“ bezeichnet, 
geht das folgende Grundstück auf die Evan-
gelisch-lutherische Kirchengemeinde An Aue 
und Fuhse in Uetze (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Hänigsen 2361 Hänigsen 17 14 6,4983

Hänigsen 2361 Hänigsen 17 24/2 1,6799

Hänigsen 2361 Hänigsen 8 69 2,1252

Hänigsen 2361 Hänigsen 10 62 3,0509

Hänigsen 2361 Hänigsen 10 195/49 2,3458

Obershagen 506 Obershagen 2 36 1,8674

Obershagen 506 Obershagen 5 360/72 0,0762

Obershagen 506 Obershagen 5 75/4 0,1555

Obershagen 506 Obershagen 8 50 6,8562

(3) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Hänigsen-
Obershagen (Dotation Pfarre), im Grundbuch 
als „Ev.-luth. Kirchengemeinde in Hänigsen 
(Pfarre)“ und als „Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Hänigsen (Pfarre Obershagen)“ bezeichnet, 
geht das folgende Grundstück auf die Evan-
gelisch-lutherische Kirchengemeinde An Aue 
und Fuhse in Uetze (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Hänigsen 2360 Hänigsen 21 2 2,8663

Hänigsen 2360 Hänigsen 22 10 3,9096

Hänigsen 2360 Dachtmissen 2 45 1,9026

Hänigsen 2360 Hänigsen 6 15/1 1,8216

Hänigsen 2360 Hänigsen 6 156/82 1,6036

Hänigsen 2360 Hänigsen 6 260/74 3,1452

Hänigsen 2360 Hänigsen 8 121/1 4,3400

Hänigsen 2360 Hänigsen 10 63 5,5985

Hänigsen 2360 Hänigsen 7 177/2 0,3989

Hänigsen 2360 Hänigsen 7 177/3 0,0008

Hänigsen 2360 Hänigsen 13 21 8,0771

Obershagen 504 Hänigsen 8 45/1 0,1250

Obershagen 504 Weferlingsen 6 38/1 1,9977

Obershagen 504 Obershagen 2 6 0,9207

Obershagen 504 Obershagen 6 42 6,1934

Obershagen 504 Obershagen 7 14 7,8397

Obershagen 504 Obershagen 7 42 12,2283

Obershagen 504 Obershagen 8 49 2,7619

Hülptingsen 145 Hülptingsen 2 27 3,5708

Hülptingsen 145 Hülptingsen 2 29 14,6526

Für das unter Satz 1 Nr. 12 genannte Grundstück 
ist im Erbbaugrundbuch von Hänigsen Blatt 2151 
ein Erbbaurecht eingetragen. Eigentümer des Erb-
baugrundstücks wird somit die Evangelisch-luthe-
rische Kirchengemeinde An Aue und Fuhse in Uet-
ze (Dotation Pfarre).

(4) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Hänigs-
en-Obershagen (Dotation Pfarrwittum), im 
Grundbuch als „Ev.-luth. Kirchengemeinde 
in Hänigsen (Pfarrwitwentum)“ und als „Ev.-
luth. Kirchengemeinde Hänigsen (Pfarr-
witwentum Obershagen)“ bezeichnet, geht 
das folgende Grundstück auf die Evangelisch-
lutherische Kirchengemeinde An Aue und 
Fuhse in Uetze (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Hänigsen 2358 Hänigsen 12 80 0,9756

Obershagen 505 Obershagen 8 47 3,4370

(5) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Hänigsen-Obers-
hagen (Dotation Küsterei), im Grundbuch als „Ev.-
luth. Kirchengemeinde Hänigsen“ bezeichnet, 
gehen die folgenden Grundstücke auf die Evange-
lisch-lutherische Kirchengemeinde An Aue und 
Fuhse in Uetze (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Hänigsen 1815 Hänigsen 7 262/2 0,6620

Hänigsen 1874 Hänigsen 7 1363/97 1,1667

Hänigsen 1874 Hänigsen 7 482 0,0895

Altmerdingsen 244 Altmerdingsen 2 104 0,2621

§ 6

(1) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Johannes-der-Täufer-Kirchen-
gemeinde Uetze (Dotation Kirche), im Grund-
buch als „Ev.-luth. Kirchengemeinde Uetze 
(Kirche)“ bezeichnet, geht das folgende 
Grundstück auf die Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde An Aue und Fuhse in Uetze 
(Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Uetze 3505 Uetze 12 111/1 0,2916

Uetze 3505 Uetze 16 6/2 0,7831

Uetze 3505 Uetze 5 122 5,2443

Ebenso gehen über die im Grundbuch von Uetze 
Blatt 3505 im Bestandsverzeichnis unter den lau-
fenden Nummern 12 bis 14 eingetragenen Grund-
dienstbarkeiten.
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(2) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Johannes-der-Täufer-Kirchen-
gemeinde Uetze (Dotation Küsterei), im 
Grundbuch als „Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde Uetze (Küsterei)“ bezeichnet, 
geht das folgende Grundstück auf die Evange-
lisch-lutherische Kirchengemeinde An Aue 
und Fuhse in Uetze (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Uetze 3276 Uetze 31 55/1 2,7800

Uetze 3276 Uetze 6 68 3,1103

Uetze 3276 Uetze 8 192 1,7456

Uetze 3276 Uetze 8 196 0,4360

Uetze 3276 Uetze 23 34 0,4085

(3) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Johannes-der-Täufer-Kirchen-
gemeinde Uetze (Dotation Pfarre), im 
Grundbuch als „Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde Uetze (Pfarre)“ bezeichnet, 
gehen die folgenden Grundstücke auf die 
Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde An 
Aue und Fuhse in Uetze (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Uetze 3224 Uetze 23 33/1 0,7100

Uetze 3273 Uetze 35 36 7,5994

Uetze 3273 Uetze 36 44 8,4470

Uetze 3273 Uetze 36 54 6,6032

Uetze 3273 Uetze 43 35 2,3710

Uetze 3273 Uetze 6 40/1 6,0147

Uetze 3273 Uetze 6 60 3,5995

Uetze 3273 Uetze 7 1 2,6452

Uetze 3273 Uetze 8 45 0,9868

Uetze 3273 Uetze 12 114/1 0,3049

Ebenso gehen über die im Grundbuch von Uetze 
Blatt 3273 im Bestandsverzeichnis unter den lau-
fenden Nummern 10 und 11 eingetragenen Grund-
dienstbarkeiten.

(4) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Johannes-der-Täufer-Kirchen-
gemeinde Uetze (Dotation Pfarrwittum), im 
Grundbuch als „Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Uetze (Pfarrwittum)“ bezeichnet, geht das fol-
gende Grundstück auf die Evangelisch-luthe-
rische Kirchengemeinde An Aue und Fuhse 
in Uetze (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Uetze 3497 Uetze 6 75 3,7022

Uetze 3497 Uetze 8 44 0,9374

(5) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Johannes-der-Täufer-Kirchen-

gemeinde Uetze (Dotation Kirche und 
Küsterei), im Grundbuch als „Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Uetze“ bezeichnet, geht 
das folgende Grundstück auf die Evangelisch-
lutherische Kirchengemeinde An Aue und 
Fuhse in Uetze (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Katensen 251 Uetze 1 10/12 0,0800

(6) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Johannes-der-Täufer-Kirchen-
gemeinde Uetze (Dotation Pfarre), im Grund-
buch als „Ev.-luth. Kirchengemeinde Uetze“ 
bezeichnet, geht das folgende Grundstück auf 
die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
An Aue und Fuhse in Uetze (Dotation Pfarre) 
über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Schwüblingsen 251 Schwüblingsen 1 31 7,6623

§ 7

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 23. Dezember 2022

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h 

Nr. 15 Änderung der Bestimmungen für 
Supervision und Coaching in der 
Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers 

Vom 13. Dezember 2022

Das Landeskirchenamt hat die folgende Verwal-
tungsvorschrift erlassen:

Artikel 1

Die Bestimmungen für Supervision und Coaching 
in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers vom 20. Februar 2018 (Kirchl. Amts-
blatt S. 31, 56) werden wie folgt geändert:

1. In § 3 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter 
„Zentrums für Seelsorge (ZfS)“ durch die 
Wörter „Zentrums für Seelsorge und Beratung 
(ZfSB)“ ersetzt.  

2. In § 4 Nummer 3 werden das Wort „Stadt-
kirchenverbandes“ durch das Wort „Kirchen-
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kreises“ und die Wörter „der Landessuper-
intendent oder die Landessuperintendentin“ 
durch die Wörter „die Regionalbischöfin oder 
der Regionalbischof“ ersetzt. 

3. In § 7 Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am 
Ende durch die Wörter „; ggf. zuzüglich gel-
tender Umsatzsteuer.“ ersetzt.  

4. In § 8 Absatz 2 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „; ggf. zuzüglich eines Drit-
tels der geltenden Umsatzsteuer.“ ersetzt.   

5. In § 9 Absatz 5 und 6 werden die Angabe 
„ZfS“ durch die Angabe „ZfSB“ und das Wort 
„Internetportal“ durch das Wort „Internet-
seite“ ersetzt. 

Artikel 2 

1. Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 in Kraft.

2. Die geänderten Formulare - Antrag und Ver-
trag - (Anhang zu § 3 Absatz 3) werden auf 
der Internetseite des Zentrums für Seelsorge 
und Beratung (ZfSB) veröffentlicht.  

      
H a n n o v e r, den 13. Dezember 2022

Das Landeskirchenamt

 D r.  S p r i n g e r

Nr. 16 Umwandlung des Evangelisch-lutheri-
schen Gesamtverbandes Stade in einen 
Kirchengemeindeverband

Urkunde

Gemäß Artikel 10 Nummer 5 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden, 
§ 114 in Verbindung mit § 101 Absatz 1 Satz 1 der 
Kirchengemeindeordnung ordnen wir Folgendes an:

§ 1

(1) Der Evangelisch-lutherische Gesamtverband 
Stade (Kirchenkreis Stade) wird aufgehoben 
und in einen Kirchengemeindeverband um-
gewandelt. Dieser trägt den Namen „Evange-
lisch-lutherischer Kirchengemeindeverband 
Stade“.

(2) Mitglieder des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Stade sind:
 - die Evangelisch-lutherische St.-Cosmae-

und-St.-Nicolai-Kirchengemeinde Stade in 
Stade,

 - die Evangelisch-lutherische Johannis-
Kirchengemeinde Stade in Stade,

 - die Evangelisch-lutherische Markus-
Kirchengemeinde Stade in Stade,

 - die Evangelisch-lutherische St.-Nicolai-
Kirchengemeinde Bützfleth in Stade und

 - die Evangelisch-lutherische St.-Wilhadi-
Kirchengemeinde Stade in Stade.

(3) Der Evangelisch-lutherische Kirchen-
gemeindeverband Stade ist Rechtsnachfolger 
des Evangelisch-lutherischen Gesamtver-
bandes Stade.

§ 2

Bis zur Neubildung des Verbandsvorstandes des 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeindever-
bandes Stade werden die bisherigen Mitglieder der 
Verbandsvertretung des Evangelisch-lutherischen 
Gesamtverbandes Stade Mitglieder des Verbands-
vorstandes.

§ 3

(1)  Aus dem Grundvermögen des Evangelisch-lu-
therischen Gesamtverbandes Stade (Dotation 
Friedhof) gehen die folgenden Grundstücke 
auf den Evangelisch-lutherischen Kirchen-
gemeindeverband Stade (Dotation Friedhof) 
über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Stade 13512 Stade 11 124/6 0,2018

Stade 13512 Stade 11 124/7 0,7179

Stade 13512 Stade 11 124/3 0,3996

Stade 13512 Stade 10 22/1 0,4927

Stade 13512 Stade 11 122 0,6540

(2)  Aus dem Grundvermögen des Evangelisch-lu-
therischen Gesamtverbandes Stade gehen die 
folgenden Grundstücke auf den Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeindeverband Stade über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Stade 7711 Stade 10 3/11 0,0016

Stade 7711 Stade 10 3/6 0,0219

Stade 14049 Stade 17 132/47 0,0799

§ 4

(1) Die Satzung des Evangelisch-lutherischen 
Gesamtverbandes Stade vom 24. Juli 2009 
(Kirchl. Amtsbl. S. 198), die durch Beschluss 
der Verbandsvertretung vom 24. Februar 2015 
geändert worden ist, tritt außer Kraft.

(2) Die Satzung des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Stade und der Ver-
merk über die Genehmigung der Satzung wer-
den im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.
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§ 5

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 23. Dezember 2022

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Satzung des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Stade

Aufgrund des § 10 Absatz 1 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die regionale Zusammenarbeit von 
Kirchengemeinden (Regionalgesetz – RegG) vom 
15. Dezember 2015 (Kirchl. Amtsbl. S. 107) haben 
die beteiligten Kirchenvorstände die nachfolgende 
Satzung beschlossen, um den vormaligen Evange-
lisch-lutherischen Gesamtverband Stade zu über-
führen in den Evangelisch-lutherischen Kirchen-
gemeindeverband Stade.

§ 1
Mitglieder, Name und Sitz

(1) Die evangelisch-lutherischen Kirchen-
gemeinden St. Nicolai Bützfleth, Johannis, 
Markus, St.  Cosmae und St. Wilhadi bilden 
einen Kirchengemeindeverband nach §§ 8 ff. 
Regionalgesetz.

(2) Der Kirchengemeindeverband ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts und trägt den 
Namen „Evangelisch-lutherischer Kirchen-
gemeindeverband Stade“. Er hat seinen Sitz in 
Stade.

(3) Die rechtliche Selbständigkeit der Kirchen-
gemeinden bleibt unberührt, sofern im Fol-
genden nichts Abweichendes bestimmt ist.

(4) Der Kirchengemeindeverband übernimmt als 
Rechtsnachfolger des bisherigen Gesamtver-
bandes unentgeltlich dessen gesamtes beweg-
liches und unbewegliches Vermögen und tritt 
in sämtliche vertragliche Verpflichtungen mit 
Dritten, einschließlich der arbeitsrechtlichen 
Vereinbarungen mit Mitarbeitenden (§ 613a 
BGB), ein.

§ 2
Aufgaben

(1) In enger personeller, inhaltlicher und fi-
nanzieller Zusammenarbeit der Kirchen-
gemeinden nimmt der Kirchengemeindever-
band folgende Aufgaben wahr:

a) Unterhaltung und Betrieb des Horstfried-
hofes einschließlich Anstellungsträger-
schaft für die Mitarbeitenden

b) Trägerschaft der übergemeindlichen Kin-
der- und Jugendarbeit

c) Trägerschaft von gemeinsam verantworteten 
Projekten der Konfirmandenarbeit

d) Verwaltung des Vermögens des Kirchen-
gemeindeverbandes

e) gemeinsame Erhebung des freiwilligen 
Kirchgeldes

f) Abgabe von Stellungnahmen gegenüber 
dem Kirchenkreis im Zuge der Finanz-
planung

g) gemeinsame Beratung im Blick auf das Ge-
bäudemanagement

h) Beratung bei der Besetzung von Pfarr-
stellen und bei Entscheidungen nach dem 
Pfarrdienstrecht

i) Beratung und Durchführung gemeinsamer 
Öffentlichkeitsarbeit

j) Planung und Durchführung von ge-
meinsamen Veranstaltungen und Projekten 
sowie deren Abrechnung

(2) Durch Beschluss des Verbandsvorstandes im 
Einvernehmen mit den Kirchengemeinden 
können weitere Arbeitsbereiche von den 
Kirchengemeinden auf den Kirchengemeinde-
verband übergehen.

§ 3
Verbandsvorstand

(1) Organ des Kirchengemeindeverbandes ist der 
Verbandsvorstand. Dieser besteht aus
a) je zwei nichtordinierten Kirchenvor-

standsmitgliedern und einem ordinier-
ten Kirchenvorstandsmitglied aus den 
Kirchengemeinden 

b) zwei weiteren Mitgliedern, die vom Ver-
bandsvorstand hinzuberufen werden.

(2) Für jedes gewählte Mitglied wählt der jewei-
lige Kirchenvorstand aus seiner Mitte ein 
stellvertretendes Mitglied. Für jedes berufene 
Mitglied beruft der Verbandsvorstand ein 
stellvertretendes Mitglied.

(3) Der Verbandsvorstand wird jeweils innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Neubildung 
der Kirchenvorstände neu gebildet.

(4) Scheiden Mitglieder aus, wird zeitnah nach-
gewählt bzw. nachberufen.

§ 4
Vorsitz im Verbandsvorstand

(1) Der Verbandsvorstand wählt aus seiner Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
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eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter 
Für die Wahlen, für die Amtszeit der Ge-
wählten und für die Geschäftsführung gelten 
die Vorschriften der Kirchengemeindeordnung 
über den Vorsitz im Kirchenvorstand ent-
sprechend.

(2)  Die erste Sitzung des neu gebildeten Ver-
bandsvorstandes wird von dem ältesten Mit-
glied des Verbandsvorstandes einberufen und 
bis zum Abschluss der Wahl der oder des Vor-
sitzenden geleitet.

§5
Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorstand vertritt den Kirchen-
gemeindeverband. Er berät und beschließt 
über die dem Kirchengemeindeverband ob-
liegenden Aufgaben.

(2) In Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie 
in gerichtlichen Verfahren wird der Verbands-
vorstand durch die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden, bei ihrer oder seiner Verhinderung 
durch die stellvertretende Vorsitzende oder 
den stellvertretenden Vorsitzenden vertreten.

(3) Erklärungen des Verbandsvorstandes, durch 
die für den Kirchengemeindeverband Rechte 
oder Pflichten begründet, verändert oder auf-
gehoben oder durch die Vollmachten erteilt 
werden, sind von der oder dem Vorsitzenden 
oder der oder dem stellvertretenden Vor-
sitzenden und einem weiteren Mitglied des 
Verbandsvorstandes gemeinsam und schriftlich 
abzugeben. Sie sind, sofern sie nicht öffentlich 
beurkundet werden, nur rechtsverbindlich, 
wenn sie eigenhändig unterschrieben und mit 
dem Siegel des Kirchengemeindeverbandes 
versehen worden sind. Ist eine kirchenauf-
sichtliche Genehmigung kirchengesetzlich 
vorgeschrieben, so ist die Erklärung erst mit 
Erteilung der Genehmigung rechtswirksam. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Erklärungen 
des täglichen Geschäftsverkehrs.

§ 6
Geschäftsführender Ausschuss

Der Verbandsvorstand kann einen geschäftsfüh-
renden Ausschuss bilden. In diesem Ausschuss 
sollen alle 5 Gemeinden vertreten sein. Er tagt 
nach Bedarf.

§ 7
Pfarramtliche Zusammenarbeit 

(1) Die Pastorinnen und Pastoren, die Diakonin-
nen und Diakone der beteiligten Kirchen-

gemeinden arbeiten im Kirchengemeindever-
band zusammen. Sie wählen aus ihrer Mitte 
Vorsitz und Stellvertretung. Mindestens alle 
zwei Monate findet eine gemeinsame Dienst-
besprechung, die Stader Konferenz, statt.

(2)  Die gemeinsamen Dienstbesprechungen die-
nen der Beratung und Koordination der pfarr-
amtlichen Aufgaben, sowie der Organisation 
der Vertretung bei Urlaub, Krankheit und 
Dienstbefreiung.

(3)  In regelmäßigen Abständen werden die Mit-
glieder der ACK Stade zu den Dienstbe-
sprechungen eingeladen.

§ 8
Mitarbeiterstellen

(1) Der Kirchengemeindeverband kann Mit-
arbeiterstellen errichten, soweit deren Fi-
nanzierung sichergestellt ist. Gehen Arbeits-
bereiche von den Kirchengemeinden auf den 
Kirchengemeindeverband über, findet ein Be-
triebsübergang nach § 613a BGB statt.

(2) Über die Besetzung der Stellen entscheidet 
der Verbandsvorstand.

§ 9
Haushalt und Finanzierung

(1) Für den Kirchengemeindeverband wird ein 
eigener Haushalt aufgestellt.

(2) Die Verbandsgemeinden tragen gemeinsam 
die finanziellen Lasten des Kirchengemeinde-
verbandes.

(3) Zur Deckung des Aufwandes werden bei Be-
darf von den Kirchengemeinden Umlagen ent-
sprechend der Gemeindegliederzahl erhoben. 
Auch Spenden, Kollekten und Zuweisungen 
mit besonderer Zweckbestimmung können auf 
vorherigen Beschluss des Verbandsvorstandes 
zur Finanzierung beitragen.

§ 10
Satzungsänderung

(1) Der Verbandsvorstand kann die Satzung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen 
seiner satzungsmäßigen Mitglieder ändern. 
Für Änderungen der Aufgaben des Kirchen-
gemeindeverbandes sowie der Zusammen-
setzung des Verbandsvorstandes bedarf es der 
Zustimmung der Kirchenvorstände.

(2) Die Änderung bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt.
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§ 11
Aufhebung, Ausscheiden

(1) Das Landeskirchenamt kann den Kirchen-
gemeindeverband auf Antrag des Verbands-
vorstandes oder eines Kirchenvorstandes oder 
von Amts wegen aufheben. In diesem Fall 
gehen vorhandene Vermögensgegenstände, die 
von einer Kirchengemeinde auf den Kirchen-
gemeindeverband übertragen worden sind, auf 
die jeweilige Kirchengemeinde über. Alle wei-
teren Vermögensgegenstände und die Geld-
mittel des Kirchengemeindeverbandes gehen 
proportional zu den Gemeindegliederzahlen 
der Kirchengemeinden auf diese über.

(2) Jede Kirchengemeinde kann frühestens nach 
zwei Jahren nach der Errichtung des Kirchen-
gemeindeverbandes mit einer Frist von einem 
Jahr zum Ende eines Haushaltsjahres ihre 
Ausgliederung aus dem Kirchengemeindever-
band beim Landeskirchenamt beantragen. Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 12
Inkrafttreten, Genehmigung

Diese Satzung tritt vorbehaltlich der Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt am 1. Januar 
2023 in Kraft.

S t ade , den 15.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde St. Nicolai, Bützfleth
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

S t ade , den 8.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde St. Cosmae
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

S t ade , den 10.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde St. Wilhadi
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

S t ade , den 2.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde Johannis
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

S t ade , den 15.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde Markus
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 23. Dezember 2022

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Nr. 17 Errichtung der Evangelisch-lutheri-
schen Gesamtkirchengemeinde El-
dagsen und Finiendörfer (Kirchen-
kreis Laatzen-Springe)

Urkunde

Gemäß § 17 des Regionalgesetzes und Artikel 10 
Nr. 2 Satz 4 des Kirchengesetzes über die Neuordnung 
und Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit 
von Kirchengemeinden ordnen wir Folgendes an:

§ 1

(1)  Aus 
 - der Evangelisch-lutherischen Nicolai-

Kirchengemeinde Alferde in Springe,
 - der Evangelisch-lutherischen Kapellen-

gemeinde Boitzum in Springe,
 - der Evangelisch-lutherischen St.-Alexan-

dri-Kirchengemeinde Eldagsen in Springe,
 - der Evangelisch-lutherischen Kapellen-

gemeinde Sorsum in Elze,
 - der Evangelisch-lutherischen Kirchen-

gemeinde Wittenburg in Elze und
 - der Evangelisch-lutherischen Marien-

Kirchengemeinde Wülfinghausen in Springe
 (Kirchenkreis Laatzen-Springe) wird die 

„Evangelisch-lutherische Gesamtkirchen-
gemeinde Eldagsen und Finiendörfer“ in 
Springe gebildet.

(2)  Die in Absatz 1 genannten bisherigen 
Kirchengemeinden bleiben als Ortskirchen-
gemeinden gemäß § 16 Absatz 2 des 
Regionalgesetzes bestehen. Die Kapellen-
gemeinden Boitzum und Sorsum werden 
jeweils in eine Ortskirchengemeinde um-
gewandelt. Die Kapellengemeinde Boitzum 
erhält den Namen „Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde Boitzum“ in Springe, die 
Kapellengemeinde Sorsum den Namen „Evan-
gelisch-lutherische Kirchengemeinde Sor-
sum“ in Elze.
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§ 2

Bis zur Neubildung des Gesamtkirchenvorstan-
des der Evangelisch-lutherischen Gesamtkirchen-
gemeinde Eldagsen und Finiendörfer zum 1. Juni 
2024 besteht der Gesamtkirchenvorstand aus
 - jeweils zwei Mitgliedern der bisherigen 

Kirchenvorstände der Kirchengemeinden Alf-
erde, Wittenburg und Wülfinghausen, die vom 
jeweiligen Kirchenvorstand zu berufen sind;

 - acht Mitgliedern des bisherigen Kirchenvor-
standes der Kirchengemeinde Eldagsen, die 
vom Kirchenvorstand zu berufen sind; 

 - jeweils einem Mitglied der bisherigen 
Kapellenvorstände der Kapellengemeinden 
Boitzum und Sorsum, das vom jeweiligen 
Kapellenvorstand zu berufen ist;

 - der Vertreterin des Patronats und
 - dem Mitglied des Pfarramtes.

§ 3

Die Satzung der Gesamtkirchengemeinde und der 
Vermerk über die Genehmigung der Satzung wer-
den im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 4

Diese Anordnung tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 30. Mai 2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Satzung der Evangelisch-lutherischen 
Gesamtkirchengemeinde Eldagsen und 

Finiendörfer 

Aufgrund des § 18 Absatz 1 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die regionale Zusammenarbeit von 
Kirchengemeinden (Regionalgesetz – RegG) vom  
15. Dezember 2015 (Kirchl. Amtsbl. S. 107), das 
durch Artikel 4 des Kirchengesetzes vom 19. De-
zember 2022 (Kirchl. Amtsbl. S. 108) geändert 
worden ist, haben die Kirchenvorstände der an der 
Gesamtkirchengemeinde beteiligten Kirchenge-
meinden die nachfolgende Satzung beschlossen.

§ 1
Name, Sitz und beteiligte  
Ortskirchengemeinden

(1)  Die Gesamtkirchengemeinde führt den Namen 

„Evangelisch-lutherische Gesamtkirchen-
gemeinde Eldagsen und Finiendörfer“. Sie ist 
eine Gesamtkirchengemeinde nach §§ 16 ff. 
Regionalgesetz.

(2) Die Gesamtkirchengemeinde ist eine Körper-
schaft des Kirchenrechts und zugleich eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat 
ihren Sitz in Eldagsen.

(3) Die Evangelisch-lutherische Kirchen-
gemeinden Alferde, Boitzum, Eldagsen, Sor-
sum, Wittenburg und Wülfinghausen (Hol-
tensen) sind Ortskirchengemeinden der 
Gesamtkirchengemeinde. Die Ortskirchen-
gemeinden sind Körperschaften des Kirchen-
rechts und zugleich Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Die Mitglieder der Orts-
kirchengemeinden sind zugleich Mitglieder 
der Gesamtkirchengemeinde.

§ 2
Verantwortung der  

Gesamtkirchengemeinde

(1) Die Gesamtkirchengemeinde ist nach den Be-
stimmungen des Regionalgesetzes für alle 
Angelegenheiten in ihr und den beteiligten 
Ortskirchengemeinden verantwortlich. Die 
Ortskirchengemeinden nehmen die auf sie 
übertragenen Aufgaben nicht in eigener Ver-
antwortung wahr, sondern kraft Delegation 
durch die Gesamtkirchengemeinde. Eine 
Aufgabenübertragung auf die Ortskirchen-
gemeinden ist nur durch diese Satzung möglich.

(2) Die Gesamtkirchengemeinde ist Träger der 
Friedhöfe in den Ortskirchengemeinden.

§ 3
Gesamtkirchenvorstand

(1) Der Gesamtkirchenvorstand vertritt die 
Gesamtkirchengemeinde. Er vertritt auch 
die Ortskirchengemeinden, soweit für deren 
Vertretung nicht nach § 5 Absatz 2 der Orts-
kirchenvorstand zuständig ist. 

(2) Für die Tätigkeit des Gesamtkirchenvorstandes 
gelten die Bestimmungen über die Tätigkeit 
eines Kirchenvorstandes entsprechend.

(3) In Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie 
in gerichtlichen Verfahren wird der Gesamt-
kirchenvorstand durch den Vorsitzenden 
oder die Vorsitzende, bei seiner oder ihrer 
Verhinderung durch den stellvertretenden 
Vorsitzenden oder die stellvertretende Vor-
sitzende vertreten.

(4) Für die Wahl zum Gesamtkirchenvorstand ist 
in jeder Ortskirchengemeinde mindestens ein 
Wahlbezirk zu bilden.
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§ 4
Aufgaben der Ortskirchengemeinden

(1)  Den Ortskirchengemeinden sind die folgen-
den Aufgaben übertragen:
a) Entscheidungen über die Verpachtung des 

Grundbesitzes der Ortskirchengemeinde 
sowie über Erwerb, Veräußerung und Be-
lastung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten der Ortskirchen-
gemeinde,

b) Entscheidungen über die Bauunterhaltung 
des Kirchengebäudes der Ortskirchen-
gemeinde, soweit die zu erwartenden Auf-
wendungen einen Gesamtbetrag von 5.000 
Euro nicht überschreiten,

c) Verwaltung der St. Alexandri-Stiftung und 
des St. Alexandri-Förderkreises in Eldags-
en durch die Kirchengemeinde Eldagsen. 

(2)  Die Übertragungsmöglichkeit von Einzelauf-
gaben des Gesamtkirchenvorstandes auf Orts-
kirchenvorstände oder Ausschüsse nach der 
Kirchengemeindeordnung bleiben von dieser 
Regelung unberührt.

§ 5
Ortskirchenvorstand

(1) Der Gesamtkirchenvorstand beruft für jede 
Ortskirchengemeinde einen Ortskirchenvor-
stand. Diesem gehören die Mitglieder des 
Gesamtkirchenvorstandes, die Mitglieder der 
Ortskirchengemeinde sind, an. Der Gesamt-
kirchenvorstand kann weitere Mitglieder auf 
Vorschlag der Ortskirchengemeinde in den 
Ortskirchenvorstand berufen, soweit diese 
Mitglieder der Ortskirchengemeinde sind.

(2) Der Ortskirchenvorstand vertritt die Orts-
kirchengemeinde, soweit dieser nach dieser 
Satzung Aufgaben übertragen sind. § 3 Absatz 
2 und 3 gilt entsprechend. Der Ortskirchen-
vorstand berät und beschließt über die auf die 
Ortskirchengemeinde übertragenen Aufgaben.

(3)  Die Ortskirchenvorstände führen die Sie-
gel der an der Gesamtkirchengemeinde be-
teiligten Kirchengemeinden weiter.

§ 6
Pfarrstellenbesetzung und Pfarrbezirke

Der Gesamtkirchenvorstand nimmt die Aufgaben 
und Befugnisse der Kirchenvorstände nach dem 
Pfarrstellenbesetzungsgesetz wahr und beschließt 
in Absprache mit dem Pfarramt über die Abgren-
zung der Pfarrbezirke.

§ 7
Haushalt und Finanzierung

(1) Die Gesamtkirchengemeinde kann für einzel-
ne Arbeitsbereiche Budgets zur Verfügung 
stellen.

(2) Das Kapitalvermögen der Ortskirchen-
gemeinden geht auf die Gesamtkirchen-
gemeinde über. Soweit eine Zweckbindung ge-
geben ist, bleibt diese erhalten.

(3) Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens der Ortskirchengemeinden flie-
ßen der Gesamtkirchengemeinde zu. Sie sind 
grundsätzlich für Zwecke der jeweiligen Orts-
kirchengemeinde zu verwenden.

(4) Sondervermögen der Ortskirchengemeinden 
werden als Treuhandvermögen auf die 
Gesamtkirchengemeinde übertragen.

§ 8
Freiwilliges Kirchgeld

Das freiwillige Kirchgeld ist für Zwecke der je-
weiligen Ortskirchengemeinde zu verwenden, so-
weit es nicht ausdrücklich für einen anderen Zweck 
eingeworben wird.

§ 9
Satzungsänderung

(1) Der Gesamtkirchenvorstand kann die Satzung 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim-
men seiner gesetzlichen Mitglieder ändern. 

(2) Die Änderung bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt.

§ 10
Aufhebung, Ausgliederung

 (1) Das Landeskirchenamt kann auf Antrag 
des Gesamtkirchenvorstandes, eines Orts-
kirchenvorstandes oder von Amts wegen die 
Gesamtkirchengemeinde aufheben, Orts-
kirchengemeinden zusammenlegen oder eine 
Ortskirchengemeinde ausgliedern.

(2) Im Fall der Aufhebung der Gesamtkirchen-
gemeinde gehen vorhandene Vermögens-
gegenstände, die von einer Ortskirchen-
gemeinde auf die Gesamtkirchengemeinde 
übertragen worden sind, auf die jeweilige 
Ortskirchengemeinde über. Alle weiteren Ver-
mögensgegenstände und das Kapitalvermögen 
der Gesamtkirchengemeinde gehen ent-
sprechend ihrer Zweckbestimmung, ansonsten 
proportional zu den Gemeindegliederzahlen 
der Ortskirchengemeinden auf diese über.
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(3) Bei der Ausgliederung einer einzelnen Orts-
kirchengemeinde gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Der Gesamtkirchenvorstand kann im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Ortskirchen-
vorständen von den Absätzen 2 und 3 ab-
weichende Regelungen treffen.

§ 11
Inkrafttreten, Genehmigung

Diese Satzung tritt vorbehaltlich der Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt am 28. Mai 
2023 in Kraft. Die Gesamtkirchengemeinde wird 
zum 1. Juni 2023 gegründet.

E ldagsen /Spr inge , den 09.02.2023
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth.  
St.-Alexandri-Kirchengemeinde Eldagsen
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

A l f e rde /Sp r inge , den 17.02.2023
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth.  
St.-Nicolai-Kirchengemeinde Alferde
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Wül f inghausen  (Ho l t ensen )  /  Sp r inge , 
den 11.02.2023
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth.  
Marien-Kirchengemeinde Wülfinghausen
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Wi t t enburg /E l ze , den 14.02.2023
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Wittenburg
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

So r sum/E l ze , den 14.02.2023
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kapellenge-
meinde Sorsum
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Bo i t zum/E l ze , den 13.02.2023
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kapellenge-
meinde Boitzum
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß 
§ 18 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 30.5.2023 

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Nr. 18 Eingliederung der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Uslar in 
den Evangelisch-lutherischen Kinder-
tagesstättenverband Leine-Solling

Urkunde

Gemäß §§ 9 Absatz 1 Satz 1 und 10 Absatz 6 des 
Regionalgesetzes ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische St.-Johannis-
Kirchengemeinde Uslar in Uslar (Kirchenkreis 
Leine-Solling) wird Verbandsglied des Evange-
lisch-lutherischen Kindertagesstättenverbandes 
Leine-Solling.

§ 2

Die Satzung des Evangelisch-lutherischen Kin-
dertagesstättenverbandes Leine-Solling vom  
24. Oktober 2012 (Kirchl. Amtsbl. 2013 S. 16), die 
zuletzt durch Anordnung vom 6. Juli 2021 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 99) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.  In § 1 Absatz 1 werden vor den Wörtern 

„St. Johannes Katlenburg“ das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt und nach dem Wort 
„Katlenburg“ die Wörter „und St. Johannis 
Uslar“ eingefügt.

2.  In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
„wahrzunehmen“ die Wörter „- Uslar, Wiesen-
straße 6“ eingefügt.

§ 3

Diese Anordnung tritt am 1. August 2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 5. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Nr. 19 Erweiterung des Verbandes evange-
lisch-lutherischer Kindertagesstätten 
im Kirchenkreis Hameln-Pyrmont um 
die Kirchengemeinden Bad Münder, 
Groß Berkel und Tündern

Urkunde

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Regionalgesetzes 
ordnen wir Folgendes an:



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 2/2023

47

§ 1

Die Evangelisch-lutherische Petri-Pauli-Kir-
chengemeinde Bad Münder in Bad Münder, die 
Evangelisch-lutherische St.-Johannis-Kirchen-
gemeinde Groß Berkel in Aerzen und die Evan-
gelisch-lutherische St.-Christophorus-Kirchen-
gemeinde Tündern in Hameln (Kirchenkreis 
Hameln-Pyrmont) werden Verbandsmitglieder des 
Verbandes evangelisch-lutherischer Kindertages-
stätten im Kirchenkreis Hameln-Pyrmont.

§ 2

Die genehmigte Satzungsänderung wird im Kirch-
lichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt am 1. August 2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 21. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Änderung der Satzung des Verbandes
 evangelisch-lutherischer Kindertagesstätten 

im Kirchenkreis Hameln-Pyrmont

Gemäß § 10 Absatz 4 Satz 2 Regionalgesetz 
genehmigen wir die vom Verbandsvorstand am  
28. November 2022 beschlossene Änderung der 
Satzung des Verbandes evangelisch-lutherischer 
Kindertagesstätten im Kirchenkreis Hameln-Pyr-
mont vom 7. September 2010 (Kirchl. Amtsbl.  
S. 116), die zuletzt am 24. Januar 2022 geändert 
worden ist (Kirchl. Amtsbl. S. 51). Die Satzungs-
änderung tritt am 1. August 2023 in Kraft.

§ 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nach dem Wort „Aerzen“ werden die Wörter 
 „- Evangelisch-lutherische Petri-Pauli-

Kirchengemeinde Bad Münder“ eingefügt.
b) Nach dem Wort „Bakede“ werden die Wör-

ter „- Evangelisch-lutherische St.-Johannis-
Kirchengemeinde Groß Berkel“ eingefügt.

c) Nach dem Wort „Holtensen“ werden die Wör-
ter „- Evangelisch-lutherische St.-Christo-
phorus-Kirchengemeinde Tündern“ eingefügt.

H a n n o v e r, den 21. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

D r.  M a i n u s c h

Nr. 20 Errichtung der Evangelisch-lutheri-
schen Gesamtkirchengemeinde Bad 
Sachsa-Steina (Kirchenkreis Harzer 
Land)

Urkunde

Gemäß § 17 des Regionalgesetzes ordnen wir 
Folgendes an:

§ 1

(1) Aus der Evangelischen St.-Nikolai-Kirchen-
gemeinde Bad Sachsa in Bad Sachsa und 
der Evangelisch-lutherischen Katharinen-
Kirchengemeinde Steina in Bad Sachsa 
(Kirchenkreis Harzer Land) wird die „Evan-
gelisch-lutherische Gesamtkirchengemeinde 
Bad Sachsa-Steina“ in Bad Sachsa gebildet.

(2)  Die in Absatz 1 genannten bisherigen 
Kirchengemeinden bleiben als Ortskirchen-
gemeinden gemäß § 16 Absatz 2 Regional-
gesetz bestehen.

§ 2

Bis zur Neubildung des Gesamtkirchenvorstan-
des der Evangelisch-lutherischen Gesamtkirchen-
gemeinde Bad Sachsa-Steina werden die bisheri-
gen Mitglieder der Kirchenvorstände Mitglieder 
des Gesamtkirchenvorstandes.

§ 3

Die Satzung der Gesamtkirchengemeinde und der 
Vermerk über die Genehmigung der Satzung wer-
den im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 4

Diese Anordnung tritt am 1. Juni 2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 30. Mai 2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h
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Satzung der Evangelisch-lutherischen 
Gesamtkirchengemeinde Bad Sachsa-Steina

Aufgrund des § 18 Absatz 1 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die regionale Zusammenarbeit von 
Kirchengemeinden (Regionalgesetz – RegG) vom 
15. Dezember 2015 (Kirchl. Amtsblatt S 107) ha-
ben die Kirchenvorstände der an der Gesamtkir-
chengemeinde beteiligten Kirchengemeinden die 
nachfolgende Satzung beschlossen.

Präambel

Unser kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag 
bestimmt, das Evangelium in Wort und Tat zu 
verkündigen. Die beteiligten Kirchengemeinden 
wollen durch die Gründung einer Gesamtkirchen-
gemeinde ihre bisherige Zusammenarbeit vertie-
fen und gleichzeitig die Identität ihrer örtlichen 
Gemeinden erhalten. Das Ziel des Miteinanders 
in der Gesamtkirchengemeinde ist die Erhaltung 
und Weiterentwicklung einer vielfältigen Gemein-
dearbeit durch gegenseitige Ergänzung und Ent-
lastung. Zugleich wollen wir attraktive Beschäfti-
gungsverhältnisse für Haupt- und Nebenamtliche 
erhalten oder schaffen und Ehrenamtlichen weit-
reichende Mitwirkungsmöglichkeiten bieten.

§ 1
Name, Sitz und beteiligte Ortskirchen-

gemeinden

(1)  Die Gesamtkirchengemeinde führt den 
Namen „Evangelisch-lutherische Gesamt-
kirchengemeinde Bad Sachsa-Steina“. Sie ist 
eine Gesamtkirchengemeinde nach §§ 16 ff. 
Regionalgesetz.

(2) Die Gesamtkirchengemeinde ist eine Körper-
schaft des Kirchenrechts und zugleich eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat 
ihren Sitz in Bad Sachsa.

(3) Die Evangelisch-lutherischen Kirchen-
gemeinden St. Nikolai Bad Sachsa und Katha-
rinen Steina sind Ortskirchengemeinden der 
Gesamtkirchengemeinde. Die Ortskirchen-
gemeinden sind Körperschaften des Kirchen-
rechts und zugleich Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Die Mitglieder der Orts-
kirchengemeinden sind zugleich Mitglieder 
der Gesamtkirchengemeinde.

(4) Die Gesamtkirchengemeinde wir Mitglied im 
Ev.-luth. Kindertagesstättenverband Harzer 
Land.

§ 2
Gesamtkirchenvorstand

(1) Der Gesamtkirchenvorstand vertritt die 
Gesamtkirchengemeinde. Er vertritt auch die 
Ortskirchengemeinden, soweit für deren Ver-
tretung nicht nach § 5 der Ortskirchenvor-
stand zuständig ist.

(2)  Für die Tätigkeit des Gesamtkirchenvor-
standes gelten die Bestimmungen über die 
Tätigkeit eines Kirchenvorstandes ent-
sprechend.

(3) Der Gesamtkirchenvorstand hat eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine 
erste stellvertretende Vorsitzende oder einen 
ersten stellvertretenden Vorsitzenden und 
eine zweite stellvertretende Vorsitzende oder 
einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. 
Diese drei Personen sind so aus der Mitte des 
Gesamtkirchenvorstandes zu wählen, dass 
Bad Sachse und Steina vertreten sind.

(4)  Für die Wahl zum Gesamtkirchenvorstand 
bilden Bad Sachsa und Steina je einen Wahl-
bezirk.

(5) Dem Gesamtkirchenvorstand gehören 4 Mit-
glieder aus Bad Sachsa, 3 aus Steina und 
nach Maßgabe des Kirchenvorstandsbildungs-
gesetzes eine Pastorin oder ein Pastor an.

(6) Der Gesamtkirchenvorstand kann die zusätz-
lich berufenen Mitglieder der Ortskirchenvor-
stände zu seinen Sitzungen einladen. Diese 
haben jedoch kein Stimmrecht.

§ 3
Aufgaben des Gesamtkirchenvorstands

Alle Aufgaben, die nicht den Ortskirchenvorstän-
den übertragen sind, stehen in der Verantwortung 
des Gesamtkirchenvorsands. Zu seinen Aufgaben 
zählen insbesondere:

a) Personal,
b) Finanzen (siehe auch § 7),
c) Grundstücksverwaltung und Bauunterhaltung, 

soweit nicht nach § 5 übertragen,
d) Verwaltung
e) Öffentlichkeitsarbeit
f) Gemeinsame Projekte und Veranstaltungen.
g) Der Gesamtkirchenvorstand entsendet ein 

Mitglied in den Verbandsvorstand des Ev.-
luth. Kindertagesstättenverbandes Harzer 
Land.
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§4
Ortskirchenvorstand

(1) Der Gesamtkirchenvorstand beruft für jede 
Ortskirchengemeinde einen Ortskirchenvor-
stand. Diesem gehören die Mitglieder des 
Gesamtkirchenvorstandes, die Mitglieder der 
Ortskirchengemeinde sind, an. Der Gesamt-
kirchenvorstand kann weitere Mitglieder in 
den Ortskirchenvorstand berufen, soweit dies 
Mitglieder der Ortskirchengemeinde sind.

(2) Der Ortskirchenvorstand vertritt die Orts-
kirchengemeinde, soweit dieser nach Satzung 
Aufgaben übertragen sind. § 2 Absatz 2 gilt 
entsprechend. Der Ortskirchenvorstand berät 
und beschließt über die auf die Ortskirchen-
gemeinde übertragenen Aufgaben. 

(3)  Die Ortskirchenvorstände führen die Sie-
gel der an der Gesamtkirchengemeinde be-
teiligten Kirchengemeinden weiter.

§ 5
Aufgaben der Ortskirchenvorstände

Den Ortskirchenvorständen sind die folgenden 
Aufgaben übertragen:
a) Stellungnahmen zur Pfarrstellenbesetzung,
b) Zweckbestimmung für ein Freiwilliges Kirch-

geld (§ 8),
c) Präsenz vor Ort, insbesondere Ansprech-

partner für die ehrenamtlich Mitarbeitenden 
und die Gemeindeglieder der jeweiligen Orts-
kirchengemeinde,

d) Vertretung der Belange der Ortskirchen-
gemeinde im Gesamtkirchenvorstand,

e) Empfehlung für die Verpachtung des Grund-
besitzes der Ortskirchengemeinde sowie für 
Erwerb, Veräußerung und Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten der Ortskirchengemeinde,

f) Entscheidungen über die Bauunterhaltung des 
Kirchengebäudes der Ortskirchengemeinde bis 
zu einem Betrag von 1.500 €; oberhalb dieser 
Summe spricht der OKV eine Empfehlung aus,

g) Aufstellung des Kollektenplans für die 
Gottesdienste in der jeweiligen Ortskirchen-
gemeinde mit Ausnahme der gemeinsamen 
Gottesdienste.

§ 6
Pfarrstellenbesetzung

Der Gesamtkirchenvorstand nimmt die Aufga-
ben und Befugnisse der Kirchvorstände nach dem 
Pfarrstellenbesetzungsgesetz wahr. Bei der Beset-
zung einer Pfarrstelle ist das Benehmen mit den 
Ortskirchenvorständen herzustellen.

§7
Haushalt und Finanzierung

(1) Die Gesamtkirchengemeinde kann für einzelne 
Arbeitsbereiche Budgets zur Verfügung stellen.

(2) Das Kapitalvermögen der Ortskirchen-
gemeinden geht auf die Gesamtkirchen-
gemeinde über. Soweit die Zweckbindung ge-
geben ist, bleibt diese erhalten.

(3) Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens der Ortskirchengemeinden gehen 
der Gesamtkirchengemeinde zu. Sie sind 
grundsätzlich für Zwecke der jeweiligen Orts-
kirchengemeinde zu verwenden.

§ 8
Freiwilliges Kirchgeld

Das freiwillige Kirchgeld ist für Zwecke der je-
weiligen Ortskirchengemeinde zu verwenden, so-
weit es nicht ausdrücklich für einen anderen Zweck 
eingeworben wird.

§ 9
Geschäftsordnung

Weitere Einzelheiten der Zusammenarbeit in der 
Gesamtkirchengemeinde regelt die Geschäftsord-
nung.

§ 10
Satzungsänderung

(1) Der Gesamtkirchenvorstand kann die Satzung 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim-
men seiner gesetzlichen Mitglieder ändern.

(2) die Änderung bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt

§ 11
Aufhebung

(1) Das Landeskirchenamt kann auf Antrag des 
Gesamtkirchenvorstandes, eines Ortskirchen-
vorstandes oder von Amts wegen die Gesamt-
kirchengemeinde aufheben.

(2) In diesem Fall gehen vorhandene Vermögens-
gegenstände, die von einer Ortskirchen-
gemeinde auf die Gesamtkirchengemeinde 
übertragen worden sind, auf die jeweilige 
Ortskirchengemeinde über. Alle weiteren Ver-
mögensgegenstände und das Kapitalvermögen 
der Gesamtkirchengemeinde gehen ent-
sprechen ihrer Zweckbestimmung, ansonsten 
proportional zu den Gemeindegliederzahlen 
der Ortskirchengemeinden auf diese über.

(3) Der Gesamtkirchenvorstand kann im Einver-



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 2/2023

50

nehmen mit den betroffenen Ortskirchenvor-
ständen von Absatz 2 abweichende Regelun-
gen treffen.

§ 12
Inkrafttreten und Genehmigung

Diese Satzung tritt vorbehaltlich der Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt am 1. Juni 2023 
in Kraft.

Bad  Sachsa , den 9.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev. Kirchengemeinde 
Bad Sachsa
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

S t e ina , den 9.11.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Katharinen-
Kirchengemeinde Steina
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß 
§ 18 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 30.5.2023 

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Nr. 21 Errichtung des Evangelisch-luthe-
rischen Kirchengemeindeverbandes 
Kirche im Wesertal

Urkunde

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Regionalgesetzes 
ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Zur gemeinsamen Erfüllung kirchengemeindli-
cher Aufgaben wird ein Kirchengemeindeverband 
mit dem Namen „Evangelisch-lutherischer Kirchen-
gemeindeverband Kirche im Wesertal“ gebildet. 
Mitglieder des Kirchengemeindeverbandes sind:
 - die Evangelisch-lutherische St.-Petri-

Kirchengemeinde Deckbergen in Rinteln,
 - die Evangelisch-lutherische St.-Johannis-

Kirchengemeinde Fischbeck in Hessisch 
Oldendorf,

 - die Evangelisch-lutherische St.-Matthäi-
Kirchengemeinde Großenwieden in Hessisch 
Oldendorf,

 - die Evangelisch-lutherische Marien-Kirchen-
gemeinde Hessisch Oldendorf in Hessisch 
Oldendorf,

 - die Evangelisch-lutherische Marien-Kirchen-
gemeinde Segelhorst in Hessisch Oldendorf 
und

 - die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Weibeck-Krückeberg in Hessisch Oldendorf

(Kirchenkreis Grafschaft Schaumburg).

§ 2

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes und 
der Vermerk über die Genehmigung der Satzung 
werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2023 in Kraft.

H a n n o v e r, den 30. Mai 2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Satzung des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Kirche im 

Wesertal

Aufgrund des § 10 Absatz 1 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die regionale Zusammenarbeit von 
Kirchengemeinden (Regionalgesetz – RegG) vom 
15. Dezember 2015 (Kirchl. Amtsbl. S. 107) haben 
die beteiligten Kirchenvorstände die nachfolgende 
Satzung beschlossen.

§ 1
Mitglieder, Name und Sitz

(1)  Die evangelisch-lutherischen Kirchen-
gemeinden Deckbergen, Fischbeck, Großen-
wieden, Hessisch Oldendorf, Segelhorst und 
Weibeck-Krückeberg (nachfolgend Kirchen-
gemeinden genannt) bilden einen Kirchen-
gemeindeverband nach §§ 8 ff. Regionalgesetz.

(2) Der Kirchengemeindeverband ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts und trägt den 
Namen „Evangelisch-lutherischer Kirchen-
gemeindeverband Kirche im Wesertal“. Er hat 
seinen Sitz in Fischbeck.

(3) Die rechtliche Selbständigkeit der Kirchen-
gemeinden bleibt unberührt, sofern im Fol-
genden nichts Abweichendes bestimmt ist.



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 2/2023

51

§ 2
Aufgaben

(1) Zweck des Kirchengemeindeverbandes ist 
die enge Zusammenarbeit der Kirchen-
gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
Der Kirchengemeindeverband nimmt für die 
Kirchengemeinden insbesondere Aufgaben in 
den folgenden Bereichen wahr:
a) Haushaltsführung und Vermögensver-

waltung (§ 6), 
b) gemeinsame(s) Gemeindebüro(s),
c) Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfir-

manden und Jugendlichen,
d) Gebäudemanagement (§ 7).

 Im gegenseitigen Einvernehmen können 
weitere Arbeitsbereiche von den Kirchen-
gemeinden auf den Kirchengemeindeverband 
übergehen.

(2) Der Kirchengemeindeverband kann für einige 
oder alle Kirchengemeinden ein oder mehrere 
gemeinsame Archive unterhalten.

§ 3
Verbandsvorstand

(1) Organ des Kirchengemeindeverbandes ist der 
Verbandsvorstand. Dieser besteht aus
a) je einem nichtordinierten Kirchenvorstands-

mitglied jeder Kirchengemeinde, die vom 
jeweiligen Kirchenvorstand gewählt wird,

b) je einem ordinierten Kirchenvorstandsmit-
glied jeder Kirchengemeinde. Sofern kein 
ordiniertes Kirchenvorstandmitglied ent-
sendet werden kann, wählt die betreffende 
Gemeinde ein weiteres nichtordiniertes 
Mitglied in den Verbandsvorstand.

c) bis zu drei weiteren Mitgliedern, die vom 
Verbandsvorstand hinzuberufen werden 
können.

(2) Für jedes gewählte oder ordinierte Mitglied 
wählt der jeweilige Kirchenvorstand aus sei-
ner Mitte ein stellvertretendes Mitglied. Für 
jedes berufene Mitglied beruft der Verbands-
vorstand ein stellvertretendes Mitglied.

(3) Alle stellvertretenden Mitglieder werden zu 
den Sitzungen eingeladen und können ohne 
Stimmrecht daran teilnehmen.

(4) Der Verbandsvorstand wählt eine geschäfts-
führende Vorsitzende oder einen geschäfts-
führenden Vorsitzenden sowie eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertreter. Eine oder 
einer von beiden muss ordiniert sein.

§ 4
Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorstand vertritt den Kirchen-
gemeindeverband. Er berät und beschließt 
über die dem Kirchengemeindeverband ob-
liegenden Aufgaben.

(2) In Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie 
in gerichtlichen Verfahren wird der Verbands-
vorstand durch die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden, bei ihrer oder seiner Verhinderung 
durch die stellvertretende Vorsitzende oder 
den stellvertretenden Vorsitzenden vertreten.

(3) Erklärungen des Verbandsvorstandes, durch 
die für den Kirchengemeindeverband Rechte 
oder Pflichten begründet, verändert oder auf-
gehoben oder durch die Vollmachten erteilt 
werden, sind von der oder dem Vorsitzenden 
oder der oder dem stellvertretenden Vor-
sitzenden und einem weiteren Mitglied des 
Verbandsvorstandes gemeinsam und schriftlich 
abzugeben. Sie sind, sofern sie nicht öffentlich 
beurkundet werden, nur rechtsverbindlich, 
wenn sie eigenhändig unterschrieben und mit 
dem Siegel des Kirchengemeindeverbandes 
versehen worden sind. Ist eine kirchenauf-
sichtliche Genehmigung kirchengesetzlich 
vorgeschrieben, so ist die Erklärung erst mit 
Erteilung der Genehmigung rechtswirksam. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Erklärungen 
des täglichen Geschäftsverkehrs.

§ 5
Mitarbeiterstellen

(1) Der Kirchengemeindeverband kann Mit-
arbeiterstellen errichten, soweit deren Fi-
nanzierung sichergestellt ist. Gehen Arbeits-
bereiche von den Kirchengemeinden auf den 
Kirchengemeindeverband über, findet ein Be-
triebsübergang nach § 613a BGB statt.

(2) Bei Mitarbeiterstellen, die nicht für alle 
Kirchengemeinden errichtet werden, ent-
scheidet der Verbandsvorstand im Benehmen 
mit den Kirchenvorständen der betreffenden 
Kirchengemeinden.

(3) Über die Besetzung aller anderen Stellen ent-
scheidet der Verbandsvorstand im Benehmen 
mit allen Kirchenvorständen.

§ 6
Haushalt und Finanzierung

Für den Kirchengemeindeverband wird ein eige-
ner Haushalt aufgestellt, der insbesondere aus 
Umlagen entsprechend der Gemeindegliederzahl 
der Kirchengemeinden, Spenden, Kollekten und 
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Zuweisungen mit besonderer Zweckbestimmung 
finanziert wird.

§ 7
Gebäudemanagement

Die Kirchengemeinden koordinieren das Ge-
bäudemanagement gemeinsam. Ziel ist eine ge-
meinsam abgestimmte Nutzung der Gebäude. Die 
Entscheidungen über Gebäude verbleiben bei der 
Kirchengemeinde, die Eigentümerin des Gebäudes 
ist. Eine gemeinsame Errichtung oder Vermietung 
von Gebäuden kann vereinbart werden.

§ 8
Satzungsänderung

(1) Der Verbandsvorstand kann die Satzung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen 
seiner satzungsmäßigen Mitglieder ändern. 
Für Änderungen der Aufgaben des Kirchen-
gemeindeverbandes sowie der Zusammen-
setzung des Verbandsvorstandes bedarf es der 
Zustimmung der Kirchenvorstände.

(2) Die Änderung bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt.

§ 9
Aufhebung, Ausscheiden

(1) Das Landeskirchenamt kann den Kirchen-
gemeindeverband auf Antrag des Verbands-
vorstandes oder eines Kirchenvorstandes oder 
von Amts wegen aufheben. In diesem Fall 
gehen vorhandene Vermögensgegenstände, die 
von einer Kirchengemeinde auf den Kirchen-
gemeindeverband übertragen worden sind, auf 
die jeweilige Kirchengemeinde über. Alle wei-
teren Vermögensgegenstände und die Geld-
mittel des Kirchengemeindeverbandes gehen 
proportional zu den Gemeindegliederzahlen 
der Kirchengemeinden auf diese über.

(2) Jede Kirchengemeinde kann frühestens nach 
zwei Jahren nach der Errichtung des Kirchen-
gemeindeverbandes mit einer Frist von einem 
Jahr zum Ende eines Haushaltsjahres ihre 
Ausgliederung aus dem Kirchengemeindever-
band beim Landeskirchenamt beantragen. Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 10
Inkrafttreten, Genehmigung

Diese Satzung tritt vorbehaltlich der Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt am 1. Januar 
2023 in Kraft.

Deckbe rgen , den 23.12.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth Kirchenge-
meinde Deckbergen
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

F i schbeck , den 23.12.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth Kirchenge-
meinde Fischbeck
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Großenwieden , den 23.12.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth Kirchenge-
meinde Großenwieden
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Hess i sch  O ldendo r f , den 23.12.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth Kirchenge-
meinde Hessisch Oldendorf
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Sege lho r s t , den 23.12.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth Kirchenge-
meinde Segelhorst
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Krückebe rg , den 23.12.2022
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth Kirchenge-
meinde Weibeck-Krückeberg
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 30.5.2023

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 (L.S.) D r.  M a i n u s c h

Nr. 22 Änderung der Satzung der Nord-
deutschen Kirchlichen Versorgungs-
kasse (NKVK)

H a n n o v e r, den 22. Juni 2023

Nachstehend veröffentlichen wir eine Bekannt-
machung des Vorstandes der NKVK über die 24. 
Änderung der Satzung. Diese Änderung haben wir 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages über die 
Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse 
für Pfarrer und Kirchenbeamte kirchenaufsichtlich 
genehmigt.
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Das Landeskirchenamt

 D r.  S p r i n g e r

Bekanntmachung

H a n n o v e r, den 22. Juni 2023

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 des Vertrages über 
die Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskas-
se für Pfarrer und Kirchenbeamte geben wir nach-
stehend die 24. Änderung der Satzung der Nord-
deutschen Kirchlichen Versorgungskasse (NKVK) 
bekannt.

Der Vorstand der 
Norddeutschen Kirchlichen 

Versorgungskasse 

D r.  K r ä m e r

(Vorsitzender)

24. Änderung der Satzung der
Norddeutschen Kirchlichen 
Versorgungskasse (NKVK)

Vom 16. Mai 2023

Der Verwaltungsrat der Norddeutschen Kirchli-
chen Versorgungskasse hat mit Genehmigung des 
Landeskirchenamtes die folgende Satzungsände-
rung beschlossen:

1. § 25 Abs. 1 Sätze 1 – 3 erhalten folgenden 
Wortlaut: „Der Hebesatz für den Jahresbeitrag 
beträgt ab 01.01.2024 49 v. H. der Bemes-
sungsgrundlage. Erhöht sich der Fehlbetrag 
in der versicherungsmathematischen Bilanz, 
ist dessen Erhöhung insoweit auszugleichen, 
als sie auf einer Erhöhung der Deckungsrück-
stellung aufgrund einer Änderung der Ge-
haltstabellen im Sinne des Satzes 9 beruht. 
Übersteigt die Erhöhung der Deckungsrück-
stellung im Sinne des Satzes 2 die Erhöhung 
des Fehlbetrages in der versicherungs-
mathematischen Bilanz, ist der Ausgleich 
lediglich im Umfang der Erhöhung des Fehl-
betrages vorzunehmen.“

2. § 26 Abs. 1 Satz 1 erhält folgenden Wortlaut:
 „Für alle bei der Kasse angemeldeten Per-

sonen ist ab 01.01.2024 für Zeiten, für die 
höchstens 50 v. H. ruhegehaltfähige Dienstzeit 
angerechnet werden, ein ermäßigter Beitrag in 
Höhe von 38 v. H. der Bemessungsgrundlage 
nach § 25 Abs. 1 Sätze 8 bis 13 zu zahlen.“

3. Die Überschrift des § 27 erhält folgenden 
Wortlaut: „Sanierungszuschlag / Sanierungs-
betrag“

4. Nach § 27 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 
4 eingefügt: „Ab dem 01.01.2029 ist anstelle 
des Sanierungszuschlags ein Sanierungsbetrag 
in Höhe des um 2 v. H. erhöhten Gesamt-
betrags der an die Kasse für das Geschäfts-
jahr 2028 zu entrichtenden Sanierungs-
zuschläge zu zahlen. Der Sanierungsbetrag 
steigt zum 01. Januar der Folgejahre um je-
weils 2 v. H. Die beteiligten Kirchen sind 
verpflichtet, den Anteil am Sanierungsbetrag 
an die Kasse zu entrichten, der ihrem jewei-
ligen Anteil an der zum 31.12. des jeweils 
vorangegangenen Geschäftsjahrs ermittelten 
Deckungsrückstellung entspricht. Bei der Be-
rechnung des Anteils für das Jahr 2029 bleibt 
der in die Ermittlung der Deckungsrück-
stellung einbezogene Barwert der Sanierungs-
zuschläge im Jahr 2028 und ab dem Ge-
schäftsjahr 2030 der Vorjahresbarwert des 
Sanierungsbetrags außer Ansatz.“

5. Der bisherige Absatz 4 erhält als neuer Absatz 
5 folgenden Wortlaut: „Sanierungszuschlag 
und Sanierungsbetrag sind auf der Basis von 
versicherungsmathematischen Prognosegut-
achten dem Grunde und der Höhe nach in 
regelmäßigen Abständen zu überprüfen.“

6. § 33 erhält folgenden Wortlaut:  

 „Treuhandvermögen, Verwaltungs-
dienstleistungen

(1) Die Kasse kann mit jeder der beteiligten 
Kirchen vereinbaren, über die Leistun-
gen gemäß § 23 hinaus der Kasse Mittel, 
die zur Versorgungssicherung bestimmt 
sind, zur treuhänderischen Verwaltung zu 
übertragen. Für das Treuhandvermögen ist 
festzulegen, ob dessen Erträge, nach Ab-
zug anteiliger Verwaltungskosten, ihm zu-
geschlagen, allgemeinen Mitteln der Kasse 
zugeführt oder in anderer Weise verwendet 
werden. Werden sie den allgemeinen Mit-
teln der Kasse zugeführt, werden sie auf 
die Verpflichtungen der beteiligten Kirche 
nach § 23 verrechnet. Die Kasse führt über 
das Treuhandvermögen eine gesonderte 
Rechnung.

(2) Die Kasse kann mit jeder der beteiligten 
Kirchen eine Vereinbarung über unter-
stützende Verwaltungsdienstleistungen für 
deren Kapitalvermögen schließen. In der 
Vereinbarung ist insbesondere der Umfang 
der Dienstleistungen festzulegen.“
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Nr. 23 Richtlinien für die Psychologische Be-
ratung (Lebens-, Familien- und Er-
ziehungsberatungsstellen in evange-
lischer Trägerschaft) in der Ev.-luth. 
Landeskirche Hannovers

Die Richtlinien für die Psychologische Beratung 
setzen sich zusammen aus einem Regelungsteil 
(Teil I) und einem Empfehlungsteil (Teil II). Letz-
terer entfaltet die Qualitätsstandards für die Arbeit 
der psychologischen Beratung.

Vom 9. Juni 2023

Teil I
Ordnung

Die Psychologische Beratung in kirchlich-diako-
nischer Trägerschaft ist Teil des kirchlichen Auf-
trages, Menschen in Notsituationen beizustehen. 

Als Praxis des Evangeliums wird Psychologische 
Beratung im seelsorglich-diakonischen Dienst an 
Einzelnen, Paaren, Gruppen und Familien wahr-
genommen. Dabei werden Ratsuchende in ihrer 
Verletzlichkeit, Bedürftigkeit und ihren Grenzen 
ebenso wahrgenommen wie mit ihren Stärken und 
Ressourcen. Die von den Ratsuchenden gezogenen 
Grenzen werden geachtet; das Abstinenzgebot und 
das Abstandsgebot werden eingehalten.

Im Vertrauen auf die Gegenwart Jesu Christi 
konkretisiert sich solcher Dienst in annehmender 
Zuwendung und kritisch-reflektierender Selbstaus-
einandersetzung. 

§ 1

(1) Die Beratungsarbeit erfolgt in den dafür ein-
gerichteten Beratungsstellen. 

(2) Die Beratungsstellen stehen allen offen und 
fördern mit ihrem Angebot ein Zusammen-
leben in Vielfalt und die Gleichstellung von 
Menschen jeden Geschlechts. Sie wenden 
sich gegen jede Form von Diskriminierung 
und wollen Teilhabe ermöglichen. 

(3) Die psychologische Beratungsarbeit fußt auf 
dem Grundsatz der Niederschwelligkeit. Sie 
erfolgt ergebnisoffen, prozessorientiert und 
unterliegt der Verschwiegenheit. 

(4) Die persönliche, finanzielle Situation einer 
ratsuchenden Person soll dem Beratungs-
wunsch auch dort nicht entgegenstehen, wo 
für Beratungen regelmäßig Entgelte erhoben 
werden. 

§ 2

(1)  Die Psychologische Beratung ist eine Aufgabe 
der Kirchenkreise, die im Rahmen des Sub-
sidiaritätsprinzips und in der gesamtkirch-
lichen Verantwortung wahrgenommen wird. 

(2)  Träger einer Beratungsstelle sind ins-
besondere Kirchenkreise, Kirchenkreisver-
bände und Diakonische Träger. 

§ 3

Die Aufgaben der Psychologischen Beratung sind 
insbesondere
a) ratsuchenden Menschen professionell beizu-

stehen und sie grenzwahrend zu begleiten. 
b) die fachliche Beratung kirchlich Mit-

arbeitender sowie kirchlicher Organe vor Ort.
c) in der Öffentlichkeit das Bewusstsein für 

die Aufgaben und den Nutzen der Psycho-
logischen Beratung zu fördern.

§ 4

Die Fachaufsicht über die Beratungsstellen und 
die Beratungsarbeit wird vom Landeskirchenamt 
wahrgenommen. Die Qualitätsstandards für die 
Psychologische Beratung und die Einrichtung von 
Beratungsstellen hat die Landeskirche dieser Ord-
nung in Teil II beigefügt. 

§ 5

(1) Mit der fachlichen Beratung von Trägern, Lei-
tungen und Teams von Beratungsstellen beauf-
tragt die Landeskirche das Zentrum für Seel-
sorge und Beratung und dort im Besonderen 
dem Fachbereich Psychologische Beratung. 

(2) Der Fachbereich Psychologische Beratung 
besteht aus einer theologisch-psycho-
logischen und einer psychologisch-psycho-
therapeutischen Fachleitung.

(3) Der Fachbereich Psychologische Beratung 
nimmt die fachliche Beratung der Beratungs-
stellen und ihrer Fachkräfte im Rahmen der 
staatlichen und kirchlichen Bestimmungen 
sowie der Richtlinien für die Beratungsarbeit 
wahr.

§ 6

Die Fachleitung Psychologische Beratung wirkt 
fachberatend hauptsächlich mit bei
a) der Einrichtung von Beratungsstellen.
b) der Vorauswahl von Mitarbeitenden für 

Weiterbildungsmaßnahmen, die von der 
Hauptstelle gefördert werden.
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c) der Einstellung und dem Einsatz von Mit-
arbeitenden mit Fokus auf den Leitungs-
kräften.

d) der Sicherung der Finanzierung der Be-
ratungsarbeit im Zusammenwirken mit den 
Trägern der Beratungsstellen.

§ 7

(1) Die Einrichtung von Beratungsstellen ist von 
dem zukünftigen Träger beim Landeskirchen-
amt zu beantragen. Das Landeskirchenamt 
entscheidet über die Anerkennung.

(2) Grundlage für die Anerkennung sind die die-
ser Ordnung in Teil II beigefügten Qualitäts-
standards.

(3) Die Anerkennung setzt weiterhin ins-
besondere voraus
a) die fachliche Befürwortung durch die 

Fachleitung psychologische Beratung im 
Zentrum für Seelsorge und Beratung.

b) ein Finanzierungskonzept durch den zu-
künftigen Träger der Beratungsstelle.

c) die nachweisliche Implementierung von 
Maßnahmen zum Schutz vor sexualisier-
ter Gewalt, insbesondere durch ein ent-
sprechendes Schutzkonzept und eine ver-
pflichtende Fortbildung der Mitarbeitenden.

§ 8

Die Anerkennung verpflichtet den Träger
a) zur kommunikativen und strukturellen Ver-

ankerung der Beratungsarbeit in den Kirchen-
gemeinden und im Kirchenkreis.

b) zur kontinuierlichen Begleitung der Arbeit 
durch die zuständigen kirchlichen Organe und 
Körperschaften.

c) zur Zusammenarbeit mit dem Zentrum für 
Seelsorge und Beratung. 

d) zur Zusammenarbeit mit anderen Trägern 
sozialdiakonischer Arbeit.

e) zur auskömmlichen Finanzierung der Be-
ratungsstellen.

f) Die Träger der Beratungsstelle legen dem 
Landeskirchenamt jährlich einen Tätigkeits-
bericht und eine Gesamtjahresstatistik der 
Beratungsarbeit nach den landeskirchlichen 
Maßgaben vor.

§ 9

Kooperationen einzelner Beratungsstellen jeg-
licher Art, insbesondere zur Finanzierung der Be-
ratungsarbeit, sind dem Landeskirchenamt zur Ge-
währleistung des Informationsflusses schriftlich 
anzuzeigen. 

§ 10

(1) Das Landeskirchenamt kann die erteilte An-
erkennung zurücknehmen, wenn die in § 7 
genannten Vorgaben sowie die in Teil II be-
schriebenen Qualitätsstandards im Beratungs-
betrieb nicht mehr erfüllt werden.

(2) Dies ist dem Träger und der Beratungsstelle 
zunächst anzukündigen.  

(3) Die Fachleitung Psychologische Beratung 
wirkt beratend an der Entscheidung mit.

§ 11

Mitarbeitende in der Psychologischen Beratung 
sind zur fachlichen Teambegleitung und gemeinsa-
men Fallbesprechung durch Supervision sowie zur 
eigenen Fortbildung berechtigt und verpflichtet.

§ 12

(1) In der Leitungskonferenz versammeln sich die 
Leitenden der einzelnen Beratungsstellen. 

(2) Dazu lädt die Fachleitung Psychologische Be-
ratung mindestens drei Mal im Jahr ein und 
verantwortet die Durchführung der Sitzung. 
Die Tagesordnung wird von der Fachleitung 
mit dem Zentrum für Seelsorge und Beratung 
und dem Landeskirchenamt abgestimmt.

§ 13

(1) Aufgaben der Leitungskonferenz sind ins-
besondere
a) die Entwicklung und Fortentwicklung von 

Qualitätsstandards für die Beratungsarbeit 
und der Beratungsstellen.

b) die konzeptionelle Weiterentwicklung der 
psychologischen Beratung.

c) die Auseinandersetzung mit dienstrecht-
lichen Fragen.

d) die Abstimmung fachpolitischer Fragen.
e) die Abstimmung in Fragen des Dialoges 

mit den Trägern und der Landeskirche.
f) die Strategieentwicklung und der Aus-

tausch zur konzeptionellen Profilierung 
und Sicherstellung der Finanzierung von 
Beratungsarbeit.

(2) Die Ergebnisse der Sitzungen werden proto-
kolliert.

(3) Die Leitungskonferenz kann themenbezogene 
Arbeitsgruppen einrichten.

§ 14

(1) In der Trägerkonferenz versammeln sich die 
Träger der einzelnen Beratungsstellen einmal 
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im Jahr auf Einladung des Landeskirchen-
amtes. 

(2) Die Tagesordnung wird vom Landeskirchen-
amt mit dem Zentrum für Seelsorge und Be-
ratung und insbesondere dessen Fachleitung 
psychologische Beratung abgestimmt.

§ 15

(1)  Die Landeskirche kann bei Bedarf zu einer 
gemeinsamen Träger – Leitungskonferenz ein-
laden. 

(2) Diese gemeinsame Konferenzplattform dient 
dem Austausch und der Strategieentwicklung. 

(3) Die Bedarfsanmeldung kann auch von der 
Leitungskonferenz oder der Trägerebene an 
die Landeskirche herangetragen werden. 

§ 16

Die Fachleitung Psychologische Beratung richtet 
jährlich eine Jahrestagung für die Mitarbeitenden 
der Beratungsstellen aus. Diese dient der fachli-
chen Weiterbildung und dem Austausch. Die Teil-
nahme an dieser ist für die Mitarbeitenden in den 
Beratungsstellen grundsätzlich verpflichtend.

§ 17

Diese Richtlinien treten am 9. Juni 2023 in Kraft. 

Teil II
Fachliche Standards und Leitlinien 

Die Fachlichen Standards formulieren Qualitäts-
standards nach außen und dienen der Über-prü-
fung der Qualität nach innen. Sie sind untergliedert 
in Allgemeines, Strukturqualität, Prozessqualität 
und Ergebnisqualität.

1.) Allgemeines

1.1.) Hauptaufgabe der psychologischen Be-
ratung ist, Einzelne, Paare, Familien und 
Gruppen dabei zu unterstützen, Lebens-
krisen und Beziehungsprobleme mit fach-
licher Hilfe zu bewältigen. Zu den Auf-
gaben gehören auch Diagnostik, Beratung 
bei psychischen Problemen, Prävention 
und Öffentlichkeitsarbeit, die darauf ab-
zielt, Menschen durch Aufklärung fähiger 
im Umgang mit psychosozialen Problemen 
zu machen1.  Ebenso kann Supervision von 

1 Vgl. EKFuL, Leitlinien für die Psychologische Beratung in evangelischen Erzie-
hungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen im Bereich der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und des Diakonischen Werkes (und Aktualisierung), 2. Aufl. 
2000, unter 2.2.3.

kirchlich Mitarbeitenden zum Angebot von 
Beratungsstellen gehören.

1.2.) Ziele eines Beratungsprozesses in den Le-
bens-, Familien- und Erziehungsberatungs-
stellen können sein:

 - Einsicht in die persönliche Verwobenheit in 
Konflikte und Beziehungsprobleme

 - Befähigung, eigene und fremde Bedürfnisse 
besser zu spüren, wahrzunehmen und mit 
ihnen realitätsgerechter umzugehen

 - Abbau von Erstarrungen und verfestigten 
Beziehungsmustern

 - Verbesserung der Beziehungsfähigkeit
 - Aktivierung von Ressourcen und Selbst-

hilfefähigkeiten sowie Ich-Stärkung
 - Unterstützung in leidvollen Situationen2 
 - Begleitung in Fällen sexualisierter Gewalt
 - Gesprächsfähigkeit zwischen den Generatio-

nen verbessern und Eltern in ihrer Vorbild-
funktion und Erziehungskompetenz zu stär-
ken3 

 - Kinder und Jugendliche in ihren diversen 
Entwicklungsaufgaben unterstützen

1.3.) Beratungsstellen verfügen über eine schrift-
liche Konzeption, die die Aufgaben der 
Beratungsstelle wie auch ihres Trägers be-
schreibt. Darin sollen Angaben zum Be-
ratungskonzept und örtlichen Gegeben-
heiten ebenso enthalten sein wie der 
Verweis auf wissenschaftliche Grund-
annahmen der Beratungsarbeit (z.B. human-
wissenschaftliche Methoden und Erkennt-
nisse, die in der Beratung genutzt werden, 
um psychische Konflikte zu verstehen, zu 
bearbeiten und ggf. zu bewältigen) und ein 
Verweis auf die Berufsethischen Standards 
und deren Qualitätssicherung4.

2.)  Strukturqualität / Arbeitsweise der Be-
ratungsstelle

2.1.)  Der Zugang zur Beratungsstelle ist niedrig-
schwellig. Dies zeigt sich insbesondere in 
der Erreichbarkeit, im freien Zugang, in 
bedarfsgerechten Sprechzeiten und in der 
Barrierefreiheit.

2 Vgl. Leitlinien 2.3.3.
3 Vgl. Klaus Menne (Hg.), Fachliche Grundlagen der Beratung, 2015: „Es ist die 
Aufgabe der Erziehungsberatung, die Gesprächsfähigkeit zwischen den Genera-
tionen immer wieder herzustellen und Eltern in ihrer Vorbildfunktion zu stärken.“ 
(S. 404)
4 Vgl. EkFuL, Gütekriterien für psychologische /psychosoziale Beratungsstellen in 
evangelischer Trägerschaft, 2015, S. 5. Vgl. EKFuL, Berufsethische Standards und 
deren Qualitätssicherung in evangelischen Beratungsstellen, 2016 und vgl. Klaus 
Menne (Hg.), Fachliche Grundlagen der Beratung, S. 404f., der ausführt, was in 
eine Konzeption einer Beratungsstelle gehören kann, die ein bke-Qualitätssiegel 
der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung erhalten möchte.
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2.2.) Die Beratungsstelle richtet ihre Arbeit 
lebenswelt- und sozialraumorientiert nach 
den Bedürfnissen der Ratsuchenden aus 
und bietet z.B. auch Beratung in Außen-
stellen an. Sie arbeitet migrations-, kultur-, 
und gendersensibel und ist auch digital er-
reichbar. Die Beratungsarbeit ist grundsätz-
lich offen für alle Hilfesuchenden.

2.3.) Beratung in Krisenfällen ist kurzfristig mög-
lich. Dieses Angebot ist insbesondere in der 
Schwangerschaftskonfliktberatung regelhaft.

2.4.) In der Beratungsstelle arbeitet ein multi-
disziplinär zusammengesetztes Fachteam 
festangestellter Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. In der Beratungsstelle arbeitet ein 
multidisziplinär zusammengesetztes haupt-
amtliches Fachteam. Im Team müssen Fach-
kräfte der Disziplinen Psychologie, Sozial-
pädagogik / Sozialarbeit etc. entsprechend 
den Empfehlungen der Fachverbände ver-
treten sein5. Die Multi-Disziplinarität im 
Team sichert qualitativ wertvolle Arbeit 
in den Fallbesprechungen und in der Zu-
sammenarbeit im Team. Jede Fachkraft ver-
fügt über eine auf das jeweilige Arbeitsfeld 
bezogene beraterische bzw. therapeutische 
Zusatzqualifikation.

 Regelmäßige Fortbildung und Supervision6 
sind für die Beratungsfachkräfte ver-
pflichtend, ebenso wie mindestens 14-täg-
liche Teambesprechungen.

2.5) Ausreichende personelle Ausstattung: EFL-
Beratungsstellen verfügen über mindestens 
zwei Vollzeitäquivalente für Beratungsfach-
kräfte, Erziehungsberatungsstellen verfügen 
über mindestens drei Vollzeitäquivalente für 
Beratungsfachkräfte der psychologischen 
Beratung.7 

 Für Verwaltungskräfte bzw. Teamassistenz 
gilt: Pro Planstelle einer Beratungsfachkraft 
mindestens eine viertel Stelle Sekretariat 
und eine telefonische Erreichbarkeit von 

5 Vgl. das Papier der AGL- Konzeptgruppe: Empfehlung der AG Lebensberatung 
zum Thema multiprofessionelles Team, März 2016, das die Arbeitsweise und die 
Qualifikationen der verschiedenen Fachkräfte im Team beschreibt. Vgl. auch 
Klaus Menne, Fachliche Grundlagen der Beratung, S. 401, der die Ausstattung von 
Beratungsstellen für Kinder, Jugendliche und Eltern beschreibt, die ein bke-Qua-
litätssiegel erhalten wollen.
6 Die Supervision soll mindestens alle 6-8 Wochen mit externer Supervisorin / 
externem Supervisor stattfinden.
7 Vgl. Leitlinien 3.1.2.2. Beratungsstelle mit Schwerpunkt Ehe-, Familien- und 
Lebensberatung und 3.1.1.1, Beratungsstelle mit Schwerpunkt Erziehungs- und 
Familienberatung. Siehe auch Klaus Menne: „Die Beratungsstelle verfügt über 
mindestens drei ganze Personalstellen für Beratungsfachkräfte. Integrierte Ein-
richtungen (die z.B. auch Eheberatung oder andere erzieherische Hilfen anbieten), 
verfügen über mindestens zwei ganze Personalstellen mit drei Mitarbeitern für den 
Bereich Erziehungsberatung“, S. 401

mindestens 20 Wochenstunden. Für die Er-
ziehungsberatung sieht die bke eine Vollzeit-
stelle Teamassistenz pro Beratungsstelle vor.

2.6)  Leitung: Jede anerkannte Beratungsstelle 
hat eine eigene Leitung. Die Leitung hat die 
Dienst- und die örtliche Fachaufsicht über 
die Mitarbeitenden ihrer Beratungsstelle, 
Leitungsaufgaben und Entscheidungs-
kompetenzen sind geregelt und erkennbar. 
Die Aufgaben der Leitung von Beratungs-
stellen sind im Einvernehmen mit dem  
Träger:
-   Fachliche Vertretung der Beratungs-

stelle nach außen und Vernetzung
-  Erarbeitung von Aufgabenbe-

schreibungen und Arbeitskonzepten in 
Absprache mit den Mitarbeitenden

-  Leitung des Beratungsstellenteams, Ge-
währleistung des fachlichen Austauschs

-  Regelung der Dienstpläne, Ge-
nehmigung von Fortbildungen und 
Urlauben

-  Verfügung über den Einsatz der Haus-
haltsmittel der Beratungsstelle

-  Vertretung der Belange der Stelle gegen-
über dem Träger

-  Beteiligung bei der Personalauswahl 
und Personalentwicklung

-  Erstellen des Jahresberichts
-  Erarbeitung bzw. Weiterentwicklung 

eines Konzeptes zur Prävention sexuali-
sierter Gewalt

-  regelmäßige Teilnahme an den Leitungs-
konferenzen auf landeskirchlicher Ebene

 Neben einer besonderen fachlichen Eignung 
ist Berufserfahrung und eine abgeschlossene 
beraterisch-therapeutische Zusatzquali-
fikation für diese Aufgaben erforderlich.

2.7.)  Prävention, Vernetzungs- und Öffentlich-
keitsarbeit gehören zur Aufgabe einer 
Beratungsstelle, unter besonderer Be-
rücksichtigung des Gemeinde- und Sozial-
raumbezugs. Präventive Angebote sind 
einzelfallübergreifende Angebote der 
Beratungsstelle, insbesondere für Rat-
suchende, die sich nicht in der Beratungs-
stelle anmelden, aber dennoch Hilfe bei der 
Klärung und Bewältigung individueller Pro-
bleme und Konflikte benötigen.
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Ziele der präventiven Angebote sind: 
- Stärkung der „Ich-Kompetenz“
- Förderung angemessener individueller 

und sozialer Entwicklung, Eigenständig-
keit und Eigenverantwortung von Rat-
suchenden

- Erleichterung des Zugangs zur Be-
ratungsarbeit

 Methoden der präventiven Angebote sind:
- Vorträge und Gruppenangebote
- Unterrichtseinheiten
- Projekte und Seminare
- Öffentlichkeitswirksame Aktivitäten 

(z.B. Zeitungsartikel, Infostände, Web-
blogs und andere Veröffentlichungen,)

 Vernetzungsaktivitäten der Beratungsstelle 
bestehen in der Zusammenarbeit mit Diens-
ten, Einrichtungen und Initiativen ande-
rer Beratungsdienste und aus Gesellschaft, 
Sozialraum und Gesundheitswesen. Dabei 
geht es u.a. um die Erhöhung der Fach-
kompetenz, die Weiter-entwicklung eines 
bedarfsgerechten regionalen Hilfesystems 
und die fachliche Weiterentwicklung der 
Beratungsarbeit.

2.8.) Kostenbeteiligung: Die Kostenbeteiligung 
durch die Ratsuchenden ist transparent 
und mit dem Träger abgestimmt. Die be-
raterischen Leistungen nach SGB VIII und 
SchKG sind kostenfrei.

2.9.) Die Räumlichkeiten sind für Beratung und 
Therapie geeignet und genügen den Krite-
rien der Verschwiegenheitspflicht.8 Je Plan-
stelle einer Beratungskraft steht ein Be-
ratungszimmer zur Verfügung. Zudem gibt 
es ein abgegrenztes Sekretariat und einen 
Warteraum.

2.10.) Zur Arbeit gehört die Dokumentation von 
Beratungsprozessen, die Beachtung der 
Datenschutzrichtlinien, die Aufbewahrung 
der Akten (in verschlossenen Stahl-
schränken) sowie ihre regelmäßige Lö-
schung.9 

3.) Prozessqualität

3.1. Fachliche Unabhängigkeit: Die Beratung 
erfolgt nach fachlichen Standards im Be-

8 Vgl. Leitlinien, S 30.
9 Vgl. AGL und Hauptstelle für Lebensberatung (Hg.), Aktenaufbewahrung und 
Datenschutz in den Psychologischen Beratungsstellen der Ev.-luth. Landeskirche 
Hannovers,2019

ratungswesen und unter Berücksichtigung 
der fachlichen Eigenverantwortlichkeit der 
Beraterinnen und Berater. Den Referenz-
rahmen hierfür bietet die Deutsche Arbeits-
gemeinschaft für Jugend-, Ehe- und 
Familienberatung (DAKJEF), in der auch 
der evangelische Fachverband EKFuL und 
die bke Mitglied sind. Die berufsethischen 
Standards werden sorgfältig beachtet und 
umgesetzt.

3.2. Verschwiegenheit und Datenschutz sind 
gewährleistet durch die Schweigepflicht 
der Mitarbeitenden und ihre Verpflichtung 
auf den Datenschutz. Ferner werden die 
Ratsuchenden über die Maßnahmen zum 
Datenschutz und zum Schutz des Privat-
geheimnisses aufgeklärt. Die Datenschutz-
bestimmungen werden auch am Telefon und 
im Bereich der elektronischen Datenver-
arbeitung strikt eingehalten.

3.3. Beschwerdemanagement: Die Beratungs-
stelle hat eine im Rahmen der Konzeption 
schriftlich fixierte Regelung für den Umgang 
mit Beschwerden von Ratsuchenden und 
Kooperationspartnern.10  

3.4. Hilfepläne: Erziehungsberatungsstellen er-
füllen ihre Aufgaben im Rahmen der einzel-
fallbezogenen Hilfeplanung nach der jeweils 
geltenden Fassung des SGB VIII.11 

3.5. Abschlussgespräch: Zum Abschluss des Be-
ratungsprozesses findet ein strukturiertes 
Abschlussgespräch statt. Diese Abschluss-
reflexion soll den Ratsuchenden einen Blick 
auf eigene Erkenntnisse in der Beratung, 
auf die Beratungsbeziehung (ratsuchende 
Person – Fachkraft) und auf mögliche zu-
künftige Perspektiven nach der Beratung er-
möglichen.

4.) Ergebnisqualität

 Psychologische Beratung intendiert und be-
wirkt erhebliche Verbesserungen im persön-
lichen Leben der ratsuchenden Menschen 
und trägt neben einer Förderung der Selbst-
regulierungskräfte insbesondere dazu bei, 
dass Ratsuchende aller Altersstufen besser 
mit belastenden Situationen umgehen kön-
nen. Ferner ermöglicht die Beratung den 

10 Sie orientiert sich dabei am EKFuL-Papier „Umgang mit Beschwerden in Be-
ratungsstellen“, 2017
11 Vgl. Menne (Hg.), S. 402
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Ratsuchenden ein neues und besseres Ver-
ständnis für die eigene Lebenssituation und 
bietet Anregungen und Impulse für neue 
Handlungsoptionen12.

4.1. Statistische Aufbereitung der Arbeit: Die 
Einzelfallarbeit und die einzelfallüber-
greifenden Maßnahmen eines Jahres wer-
den nach ausgewählten Kriterien quantitativ 
dargestellt und in Bezug auf den örtlichen 
Bedarf / die Ziele der Beratungsarbeit re-
flektiert, z.B.:
- Zahl der Anmeldungen pro Planstelle 

und Jahr
- Dauer der Beratungen in Monaten
- Kontakthäufigkeiten der Beratungen
- Art der Beendigung von Beratungen.

 Zur statistischen und inhaltlichen Doku-
mentation der Beratungsarbeit vor Ort legt 
der Träger der Beratungsstelle dem Landes-
kirchenamt über die Hauptstelle für Lebens-
beratung jährlich einen Tätigkeitsbericht 
vor. 

4.2. Evaluation der Beratungsarbeit: Die Be-
ratungsstelle führt regelmäßig eigene Maß-
nahmen zur Evaluation ihrer Tätigkeit 
durch und / oder nimmt an entsprechenden 
Forschungsprojekten teil, um die Qualität 
der Arbeit zu überprüfen.13 Dies geschieht z. 
B. durch:
- Einschätzung der Zufriedenheit von Rat-

suchenden mit dem Beratungsverlauf
- Einschätzung der Zufriedenheit der Mit-

arbeitenden der Einrichtung
- Einschätzung der Zufriedenheit der Ko-

operationspartner
- Einschätzung der Zielerreichung der 

Angebote aus Sicht der unterschied-
lichen Beteiligten (Klientinnen und 
Klienten unterschiedlicher Alters-
gruppen, Fachkräfte).

12 Mit der Studie „Wir.EB 2.0 - Wirkungsevaluation in der Erziehungsberatung“ 
(kurz Wir.EB) aus dem Jahr 2018 liegt für die Erziehungsberatungsstellen ein 
überregional einsetzbares und wissenschaftlich abgesichertes Instrument vor, das 
es erlaubt, die Wirkungen im Beratungsverlauf in praxistauglicher Form sichtbar 
zu machen. Projektträger des Vorhabens ist der Bundesverband katholischer Ein-
richtungen und Dienste der Erziehungshil-fen e.V. (BVkE). Die wissenschaftliche 
Begleitung und Durchführung erfolgte durch das Institut für Kinder- und Jugend-
hilfe (IKJ) in Mainz.
13 Vgl. Menne (Hg.), S.403, der die Einschätzung der Zufriedenheit von Ratsu-
chenden, Mitarbeitenden und Kooperationspartnern im Blick hat.

Teil III
Quellenangaben

- AGL-Konzeptgruppe: Empfehlung der AG 
Lebensberatung zum Thema multiprofessio-
nelles Team in Ev. Lebens-, Familien- und 
Erziehungsberatungsstellen, März 2016

- AGL und Hauptstelle für Lebensberatung 
(Hg.), Aktenaufbewahrung und Datenschutz 
in den Psychologischen Beratungsstellen 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, 2019

- Deutscher Arbeitskreis für Jugend-, Ehe- 
und Familienberatung (DAKJEF): Fach-
liche Standards von Ehe-, Familien- und 
Lebensberatungsstellen, Frankfurt am Main, 
22.03.2001

- Evangelische Konferenz für Familien- 
und Lebensberatung e.V. Fachverband für 
Psychologische Beratung und Supervision 
(EKFuL): Berufsethische Standards und 
deren Qualitätssicherung in evangelischen 
Beratungsstellen, 28.01.2016

- EKFuL: Gütekriterien für psychologische / 
psychosoziale Beratungsstellen in evangeli-
scher Trägerschaft, Dez. 2015

- EKFuL: Leitlinien für die Psychologische 
Beratung in evangelischen Erziehungs-, 
Ehe, Familien- und Lebensberatungsstellen 
im Bereich der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und des Diakonischen Werkes 
(und Aktualisierung), 2. Aufl. Juni 2000

- EKFuL: Umgang mit Beschwerden in Be-
ratungsstellen, eine Orientierungshilfe, 
2017

- Menne, Klaus, (Hg.): Fachliche Grundlagen 
der Beratung, Empfehlungen, Stellung-
nahmen und Hinweise für die Praxis, 2015 
Bundeskonferenz für Erziehungsberatung 
e.V. Fürth

- Arnold, J., Macsenaere, M. & Hiller, S. 
Wirksamkeit der Erziehungsberatung. Er-
gebnisse der bundesweiten Studie Wir.EB., 
Freiburg 2018

H a n n o v e r, den 9. Juni 2023

Das Landeskirchenamt

 D r.  S p r i n g e r
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Hinweis:
Nach der Neufassung von § 8 des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (PfStBG; vgl. Seite 158 im Kirchl. 
Amtsbl. Nr. 6/2010) werden Pfarrstellen seit Januar 2011 rechtsverbindlich nur noch im Internet unter

www.freie-pfarrstellen.de 

ausgeschrieben. Die ausgeschriebenen Stellen erscheinen dort zum 1. jeden Monats. 

IV. Stellenausschreibungen
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